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A. Problemanalyse

Hinweis
Der Beitrag spiegelt den Stand des Gesetzes und der Finanzverwaltungsauffassung zum
1. 2. 2016 wider.

I. Normzweck

1. Begriffsbestimmung

Einstweilen frei

Als Reverse-Charge-Verfahren wird die Verlagerung der Steuerschuldnerschaft für im Inland
steuerbare Umsätze auf den Leistungsempfänger bezeichnet (§ 13b UStG).

Abführung der Steuer durch den Leistungsempfänger
Dies bedeutet, dass nicht wie im Regelfall der leistende Unternehmer die anfallende Umsatz-
steuer in seiner Rechnung ausweist und an das Finanzamt abführt (vgl. § 13a Abs. 1 Nr. 1
UStG). Stattdessen meldet der Leistungsempfänger diese Umsatzsteuer im Rahmen seiner
Umsatzsteuererklärung gegenüber dem Finanzamt an und führt diese ab.

Praxistipp
Ist der Leistungsempfänger hinsichtlich der bezogenen Lieferung oder sonstigen Leistung
vollständig zum Vorsteuerabzug berechtigt, kann er die im Rahmen des Reverse-Charge-
Verfahrens anzumeldende Umsatzsteuer bei der Abgabe der Umsatzsteuer-Voranmeldung
bzw. Umsatzsteuer-Jahreserklärung mit seinem Vorsteueranspruch verrechnen. Eine Zahl-
last entsteht insoweit nicht.

Einstweilen frei

2. Bedeutung

Das Reverse-Charge-Verfahren dient zur Sicherung des Steueraufkommens und der Vereinfa-
chung der Steuerdeklaration bei Auslandssachverhalten.

Anwendung bei im Ausland ansässigen Unternehmern
Das Reverse-Charge-Verfahren kommt hauptsächlich dann zur Anwendung, wenn nicht im In-
land ansässige Unternehmen in Deutschland steuerpflichtige sonstige Leistungen oder steuer-
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pflichtige Werklieferungen ausführen. In diesen Fällen soll das Reverse-Charge-Verfahren zu
einer:

>Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens führen (da nicht der im Ausland ansässige Un-
ternehmer, sondern der im Regelfall im Inland ansässige und mit den deutschen Regelungen
besser vertraute Leistungsempfänger die Steueranmeldung durchführt);

>Erleichterung der Steuererhebung beitragen (da für den Fiskus erheblich bessere Zugriffs-
möglichkeiten auf inländisches Vermögen bestehen, als dies bei ausländischem Vermögen
der Fall ist).

Hinweis
Darüber hinaus entfällt durch die Verlagerung der Steuerschuld auf den Leistungsempfän-
ger auch die ansonsten insoweit eintretende Verpflichtung des im Ausland ansässigen Un-
ternehmers, sich in Deutschland umsatzsteuerlich registrieren zu lassen.

Funktion bei reinen Inlandsfällen
Zusätzlich zu der Anwendung bei im Ausland ansässigen Unternehmern findet das Reverse-
Charge-Verfahren zunehmend auch in reinen Inlandsfällen Anwendung. Dies gilt insbesondere
dann, wenn infolge der Art und Weise der ausgeführten Lieferungen oder sonstigen Leistun-
gen eine erhöhte Betrugsanfälligkeit befürchtet oder bereits festgestellt wurde 1. Beispielhaft
ist hier die Einführung des Reverse-Charge-Verfahrens bei Lieferungen von Tablet-PCs, Metal-
len oder Emissionshandelsgeschäften zu nennen, die häufig Gegenstand sog. Karusselgeschäf-
te waren 2.

Ein weiterer Anwendungsfall des Reverse-Charge-Verfahrens für reine Inlandsfälle sind Bran-
chen mit hohem Insolvenzrisiko wie die Bau- und die Gebäudereinigungsbranche. In diesen
Branchen waren vor der Einführung des Reverse-Charge-Verfahrens deutliche Umsatzsteuer-
ausfälle für den Staat zu verzeichnen, da der leistende Unternehmer häufig Umsatzsteuerbe-
träge in seinen Rechnungen ausgewiesen hat, die vom Leistungsempfänger als Vorsteuer ab-
gezogen wurden. Infolge der Insolvenz des leistenden Unternehmers wurden diese Umsatz-
steuerbeträge jedoch nicht an das Finanzamt entrichtet, so dass sich für den Fiskus ein Nega-
tivsaldo ergab 3.

Einstweilen frei

1 Zum Grundsatz der steuerlichen Neutralität sowie der Verhältnismäßigkeit und der Rechtssicherheit bei der Einführung des Re-
verse-Charge-Verfahrens für Inlandsfälle vgl. EuGH, Urteil vom 13. 12. 2012 - Rs. C-395/11 „BLV Wohn- und Gewerbe-
bau„ [XAAAE-25758].

2 Vgl. u. a. BR-Drucks. 4/10 (B) S. 13; BR-Drucks. 107/10 S. 4.
3 Vgl. BT-Drucks. 15/1502.
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II. Voraussetzungen für die Anwendung des Reverse-Charge-Ver-
fahrens
Das Reverse-Charge-Verfahren ist dann anzuwenden, wenn ein im Inland steuerbarer Umsatz
von einem Unternehmer an einen anderen Unternehmer ausgeführt wird und dieser Umsatz
unter einen der folgenden Tatbestände subsumiert werden kann:

>Ein im EU-Ausland ansässiger Unternehmer erbringt eine B2B-Grundfallleistung (§ 3a Abs. 2
UStG, § 13b Abs. 1 UStG).

>Es liegt eine Werklieferung oder sonstige Leistung eines im Ausland ansässigen Unterneh-
mers vor (§ 13b Abs. 2 Nr. 1 UStG).

>Sicherungsübereignete Gegenstände werden außerhalb eines Insolvenzverfahrens geliefert
(§ 13b Abs. 2 Nr. 2 UStG).

>Der Umsatz fällt unter das Grunderwerbsteuergesetz (§ 13b Abs. 2 Nr. 3 UStG).
>Es wird eine Bauleistung an einen Bauleister erbracht (§ 13b Abs. 2 Nr. 4 UStG).
>Es handelt sich um eine bestimmte Lieferung von Wärme, Strom, Gas oder Kälte (§ 13b

Abs. 2 Nr. 5 UStG).
>Es wird mit Emissionszertifikaten gehandelt (§ 13b Abs. 2 Nr. 6 UStG).
>Abfallstoffe gem. Anlage 3 zum UStG werden geliefert (§ 13b Abs. 2 Nr. 7 UStG).
>Es werden Gebäudereinigungsleistungen an Gebäudereinigungsdienstleister erbracht

(§ 13b Abs. 2 Nr. 8 UStG).
>Es handelt sich um bestimmte Goldlieferungen (§ 13b Abs. 2 Nr. 9 UStG).
>Mobilfunkgeräte, Tablet Computer4, Spielekonsolen5 oder integrierte Schaltkreise (Compu-

terchips) werden unter bestimmten Bedingungen geliefert (§ 13b Abs. 2 Nr. 10 UStG).
>Metalle gem. Anlage 4 zum UStG werden geliefert (§ 13b Abs. 2 Nr. 11 UStG )6.

Zwar knüpft das Reverse-Charge-Verfahren wesentlich an Umsätze zwischen Unternehmern
an, es kommt nach § 13b Abs. 5 Sätze 1 bis 5 i. V. mit § 13b Abs. 5 Satz 6 UStG allerdings auch
zur Anwendung, wenn eine Leistung für den nichtunternehmerischen Bereich bezogen wird.
Eine Ausnahme gilt diesbezüglich bei einer Leistungserbringung an die öffentliche Hand – ju-
ristische Personen des öffentlichen Rechts schulden die Steuer nicht, wenn sie bestimmte Leis-
tungen für ihren nichtunternehmerischen Bereich beziehen (§ 13b Abs. 5 Satz 10 UStG).

Einstweilen frei

4 In das UStG eingefügt mit Wirkung zum 1. 10. 2014 durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt
Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266.

5 In das UStG eingefügt mit Wirkung zum 1. 10. 2014 durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt
Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266; hierzu BMF, Schreiben vom 26. 9. 2014 -
IV D 3 - S  7279/14/10002, BStBl 2014 I S. 1297.

6 In das UStG eingefügt mit Wirkung zum 1. 10. 2014 durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt
Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266.
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III. Auswirkungen

1. Entstehung und Berechnung der Steuer

Zeitpunkt der Steuerentstehung
Sind die Voraussetzungen für den Übergang der Steuerschuldnerschaft auf den Leistungsemp-
fänger erfüllt, ist für den Zeitpunkt der Steuerentstehung danach zu differenzieren, ob das Re-
verse-Charge-Verfahren

>infolge des Empfangs einer sonstigen Leistung eines im EU-Ausland (dem sog. „übrigen Ge-
meinschaftsgebiet”) ansässigen Unternehmers (§ 13b Abs. 1 UStG) oder

>eines anderen Tatbestands (§ 13b Abs. 2 UStG) entsteht.

Bei sonstigen Leistungen eines im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unternehmers
entsteht die Steuer stets mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums, in dem die Leistung ausge-
führt wurde (§ 13b Abs. 1 UStG).

Beispiel
Der in Frankreich ansässige Unternehmer F erbringt im Januar 01 eine Beratungsleistung
an den in Deutschland ansässigen Unternehmer U. U muss den Reverse-Charge-Umsatz für
Januar 01 in seiner Umsatzsteuer-Voranmeldung berücksichtigen.

Weitere Tatbestände
Hinsichtlich aller weiteren Tatbestände, die zur Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens
führen, entsteht die Steuer grds. mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums, in dem eine Rech-
nung über die ausgeführte Lieferung oder Leistung ausgestellt wird. Erfolgt die Ausstellung der
Rechnung jedoch nicht spätestens in dem auf die Ausführung der Lieferung oder Leistung fol-
genden Kalendermonat, entsteht die Steuer beim Leistungsempfänger mit Ablauf dieses Ka-
lendermonats (§ 13b Abs. 2 Satz 1 UStG).

Beispiel
Der in Deutschland ansässige Unternehmer D verkauft im Januar 01 Emissionszertifikate
an den ebenfalls in Deutschland ansässigen Unternehmer U. Die Rechnungsstellung er-
folgt

a) im Januar 01 bzw.
b) im März 01.

a) U muss den Reverse-Charge-Umsatz für Januar 01 in seiner Umsatzsteuer-Voranmel-
dung berücksichtigen, da im Januar 01 die Rechnung über den entsprechenden Um-
satz ausgestellt wurde.

b) U muss den Reverse-Charge-Umsatz für Februar 01 in seiner Umsatzsteuer-Voran-
meldung berücksichtigen, da der Umsatz im Januar 01 ausgeführt wurde und die
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Rechnung nicht spätestens im darauffolgenden Monat ausgestellt wurde. Eine späte-
re Rechnungsstellung ist dann insoweit unerheblich und führt nicht zu Konsequenzen
hinsichtlich der Entstehung der Steuer. Es sind aber seitens des leistenden Unterneh-
mers die verbindlichen Fristen zur Ausstellung einer Rechnung zu beachten. Im vorlie-
genden Fall ist die Rechnung spätestens sechs Monate nach Leistungserbringung aus-
zustellen (§ 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 UStG).

Steuerentstehung bei Anzahlungen und Dauerleistungen
In Abweichung von den zuvor dargestellten Regelungen zur Steuerentstehung entsteht die
Steuerschuld bei Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens im Falle von geleisteten Anzah-
lungen jeweils bereits mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums, in dem der leistende Unter-
nehmer die Anzahlung vereinnahmt hat (§ 13b Abs. 4 Satz 2 UStG).

Praxistipp
Da dem zur Steueranmeldung verpflichteten Leistungsempfänger dieser Zeitpunkt nicht in
jedem Fall bekannt ist, wird es von der Finanzverwaltung nicht beanstandet, wenn die
Steueranmeldung bereits im Monat der Verausgabung der Umsatzsteuer durch den Leis-
tungsempfänger erfolgt (Abschn. 13b.12 Abs. 3 Satz 2 UStAE).

Werden sonstige Leistungen eines im Ausland ansässigen Unternehmers in Form von Dauer-
leistungen erbracht, deren Leistungserbringung sich über mehr als zwölf Monate erstreckt, er-
folgt zum Ablauf eines jeden Kalenderjahres eine „Zwischenbesteuerung” der im abgelaufe-
nen Kalenderjahr erbrachten Umsätze (§ 13b Abs. 3 UStG).

Beispiel
Der in Spanien ansässige Unternehmer S und der in Deutschland ansässige Unternehmer U
schließen einen dreijährigen Wartungsvertrag über spezielle Produktionsmaschinen ab. Es
ist vereinbart, dass U das Entgelt von 36.000 € zum Ablauf des dreijährigen Vertrags an S
entrichtet. S ist nicht in Deutschland ansässig. Der Wartungsvertrag beginnt im Juli 00.

Infolge der mehr als zwölfmonatigen Laufzeit muss U bereits mit Ablauf des ersten Kalen-
derjahres der Laufzeit der Wartungserbringung das Reverse-Charge-Verfahren für die Leis-
tung des S anwenden. Die in der Steuererklärung des U zu berücksichtigende Bemessungs-
grundlage beträgt

> für das Jahr 00 – 6.000 €,
> für das Jahr 01 – 12.000 €,
> für das Jahr 02 – 12.000 € und
> für das Jahr 03 – 6.000 €.

Bemessungsgrundlage
Als Bemessungsgrundlage für den dem Reverse-Charge-Verfahren unterliegenden Umsatz gilt
der in der Rechnung ausgewiesene (Netto-)Betrag (§ 10 Abs. 1 Satz 1 UStG). Die Umsatzsteuer
ist vom Leistungsempfänger auf Basis dieses Betrags und des anzuwendenden Steuersatzes zu
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kalkulieren (§ 12 UStG). Nachträgliche Änderungen der Bemessungsgrundlage sind entspre-
chend zu deklarieren (§ 17 Abs. 1 Satz 5 UStG).

Einstweilen frei

2. Ausschließliche Verpflichtung des Leistungsempfängers

Bei Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens wird der leistende Unternehmer nicht zum
Steuerschuldner. Die Steuerschuld liegt ausschließlich bei dem Leistungsempfänger. Der leis-
tende Unternehmer wird auch nicht zum Haftungsschuldner des Steuerbetrags, wenn dieser
vom Leistungsempfänger nicht angemeldet oder entrichtet wird.

Hinweis
Ausnahmen können jedoch dann bestehen, wenn der leistende Unternehmer und der Leis-
tungsempfänger durch bewusstes Zusammenwirken gemeinsam an einer Steuerhinterzie-
hung beteiligt sind (§ 71 AO).

Einstweilen frei

3. Rechnungsstellung

Anwendbares Recht hinsichtlich der Rechnungsvoraussetzungen
Grundsätzlich gilt, dass der Ort der Leistung (§ 3 UStG bis § 3f UStG) darüber entscheidet, wel-
che Rechnungsvoraussetzungen für die Abrechnung der Leistung maßgebend sind.

Für die anwendbaren Rechnungsvoraussetzungen bei einem dem Reverse-Charge-Verfahren
unterliegenden Umsatz ist jedoch nicht mehr nur danach zu unterscheiden, wo die ausgeführ-
te Leistung steuerbar ist. Vielmehr ist auch danach zu differenzieren, ob der leistende Unter-
nehmer im Inland, im Drittland oder im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässig ist. Auf die An-
sässigkeit des Leistungsempfängers ist dagegen nicht abzustellen.

Ansässigkeit im Inland/Drittland
Ist der leistende Unternehmer im Inland ansässig und führt einen

>im Inland steuerbaren Umsatz aus, der dem Reverse-Charge-Verfahren unterliegt, oder ei-
nen

>im übrigen Gemeinschaftsgebiet steuerbaren Umsatz, an dessen Ausführung keine im Land
der Steuerbarkeit ansässige Betriebsstätte beteiligt ist,

finden die deutschen Rechnungsvoraussetzungen Anwendung (§ 14a Abs. 1 UStG). Diese fin-
den auch Anwendung, wenn der leistende Unternehmer im Drittland ansässig ist.

Ansässigkeit im übrigen Gemeinschaftsgebiet
Ist der leistende Unternehmer dagegen im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässig und hat der
Unternehmer im Inland weder

>seinen Sitz noch
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>seine Geschäftsleitung oder
>eine Betriebsstätte, die an der Erbringung dieses Umsatzes beteiligt ist,

finden hinsichtlich der Rechnungserteilung die Vorschriften des EU-Heimatstaats Anwendung.
Führt der leistende Unternehmer den Umsatz von einer Betriebsstätte in einem weiteren EU-
Mitgliedstaat aus, gelten die dortigen Rechnungsvorschriften (§ 14 Abs. 7 UStG).

Hinweis
Wird die Abrechnung im Wege der Gutschrift vereinbart, finden die Rechnungsvorschriften
des Leistungsempfängers Anwendung (§ 14a Abs. 1 Satz 4 UStG).

Verpflichtender Hinweis auf die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens
Bei im Inland dem Reverse-Charge-Verfahren unterliegenden Umsätzen muss in der Rechnung
auf die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens hingewiesen werden (§ 14a Abs. 5 Satz 2
UStG). Abweichend von den generellen Regelungen zum Erfordernis der Ausstellung einer ord-
nungsgemäßen Rechnung zur Erlangung des Vorsteuerabzugs ist der Vorsteuerabzug hinsicht-
lich der Versteuerung des Reverse-Charge-Umsatzes infolge der EuGH-Entscheidung "Gerhard
Bockemühl" 7nicht davon abhängig, ob dem Leistungsempfänger eine ordnungsgemäße Rech-
nung vorliegt (siehe auch Abschn. 13b.15 Abs. 2 UStAE).

Präzisierung
Fehlt der entsprechende Hinweis auf die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens in
der Rechnung, muss der Leistungsempfänger das Reverse-Charge-Verfahren dennoch an-
wenden.

Unterschiedliche Hinweistexte
Es ist zu beachten, dass im übrigen Gemeinschaftsgebiet nach nationalem Recht jeweils unter-
schiedliche Hinweistexte hinsichtlich der Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens normiert
sind. Der inländische Leistungsempfänger wird daher mit einer Vielzahl unterschiedlicher Hin-
weistexte in den Sprachen der EU-Mitgliedstaaten konfrontiert werden.

Hinweis
Mit den Regelungen zum anwendbaren Recht der Rechnungsausstellung wird Art. 219a
MwStSystRL in nationales Recht umgesetzt. Hierdurch soll erreicht werden, dass die Rech-
nungsstellung vereinfacht wird und der leistende Unternehmer jeweils seine ihm bekann-
ten Rechnungsvoraussetzungen anwenden kann, ohne bis zu 27 unterschiedliche Rech-
nungslayouts verwenden zu müssen. In der Praxis werden die neuen Regelungen jedoch
eher zur Verwirrung führen, da die anwendbaren Rechnungsvoraussetzungen nicht mehr
nur nach dem Ort der Steuerbarkeit der Leistung bestimmt werden können, sondern auch
die Involvierung von Betriebsstätten berücksichtigt werden muss. Zudem wird der Anwen-
der auf der Eingangsseite Rechnungen in vielerlei Sprachen erhalten, deren Inhalt nicht oh-

7 EuGH, Urteil vom 1. 4. 2004 - Rs. C-90/02, Gerhard Bockemühl, NJW 2004 S. 2581[UAAAE-30155].

Grundlagen vom 16.02.2016 - NWB DokID [YAAAE-26319] 9
© NWB Verlag. Das Dokument darf ausschließlich im vertraglich vereinbarten Rahmen und in den Grenzen des Urheberrechts genutzt werden. Die Veröffentlichung im Internet ist nicht gestattet.

33

34



ne weiteres verständlich ist, da der entsprechende Hinweistext auf das Reverse-Charge-
Verfahren keine Referenzierung auf die entsprechende Norm der MwStSystRL enthalten
muss. Der Leistungsempfänger besitzt keinen Anspruch auf Ausstellung der Rechnung
nach den Rechnungsvoraussetzungen seines Ansässigkeitsstaats, das BMF hat jedoch zur
Orientierung eine (nicht abschließende) Übersicht der gängigsten Rechnungshinweise in
den Sprachen der EU-Mitgliedstaaten veröffentlicht8.

Praxistipp
Im Ausland ist es vielfach bereits seit Jahren erforderlich, dass zur Geltendmachung des
Vorsteuerabzugs aus Reverse-Charge-Umsätzen eine ordnungsgemäße Rechnung im Sinne
des lokalen Umsatzsteuergesetzes vorgelegt wird. Unternehmen mit umsatzsteuerlichen
Registrierungen im Ausland sollten daher vor der Abgabe ihrer dortigen Umsatzsteuerer-
klärungen prüfen, inwieweit die Rechnungsvoraussetzungen auch bei dem Reverse-Char-
ge-Verfahren unterliegenden Eingangsumsätzen erfüllt sind.

Beispiel
Unternehmer S mit Sitz in Spanien sowie einer Betriebsstätte in Dänemark erbringt einen
in Deutschland unter das Reverse-Charge-Verfahren fallenden Umsatz

a) von seinem Stammsitz aus,
b) mittels seiner dänischen Betriebsstätte.

Im Fall a) muss S eine Rechnung ohne Steuerausweis unter Berücksichtigung der spani-
schen Rechnungsvoraussetzungen ausstellen.

Im Fall b) finden die dänischen Voraussetzungen Anwendung, soweit der spanische
Stammsitz nicht in diesen Umsatz involviert ist.

Angabe der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer
EU-weit einheitlich geregelt ist, dass in einer Rechnung hinsichtlich der Erbringung einer dem
Reverse-Charge-Verfahren unterliegenden Leistung die USt-IdNr. des leistenden Unternehmers
und des Leistungsempfängers anzugeben sind (vgl. § 14a Abs. 1 UStG).

Kein Steuerausweis in der Rechnung
In dieser Rechnung darf keine Umsatzsteuer ausgewiesen werden (§ 14a Abs. 5 Satz 2 UStG).
Andernfalls schuldet der Leistende diese Steuer zusätzlich zu der Steuer, die durch den Leis-
tungsempfänger im Rahmen des Reverse-Charge-Verfahrens anzumelden ist (§ 14c UStG). Die
zusätzlich geschuldete Steuer ist für den Leistungsempfänger nicht als Vorsteuer abzugsfähig
9.

Zeitraum der Rechnungsausstellung
Erbringt ein in Deutschland ansässiger Unternehmer oder eine deutsche Betriebsstätte eines
im Ausland ansässigen Unternehmers eigenständig eine im übrigen Gemeinschaftsgebiet

8 BMF, Schreiben vom 25. 10. 2013 - S 7280, BStBl 2013 I S. 1305[PAAAE-47671].
9 BFH, Urteil vom 6. 12. 2007 - V R 3/06, BStBl 2009 II S. 203[EAAAC-76534].
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steuerbare und dem Reverse-Charge-Verfahren unterliegende Leistung, ist die entsprechende
Rechnung spätestens bis zum 15. des auf die Leistung folgenden Monats auszustellen (§ 14a
Abs. 1 Satz 2 UStG).

Alle weiteren an andere Unternehmer erbrachten Leistungen, die dem Reverse-Charge-Verfah-
ren unterliegen, sind innerhalb von sechs Monaten nach Leistungserbringung zu fakturieren
(§ 14 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 UStG).

Einstweilen frei

4. Deklarationsverpflichtungen

Umsatzsteuer-Voranmeldung
In den Umsatzsteuer-Voranmeldungen sind die verschiedenen Anwendungsfälle des Reverse-
Charge-Verfahrens teilweise differenziert darzustellen 10.

Ausgangsumsätze sind aufzuteilen in:

>im Inland steuerbare Lieferungen von Mobiltelefonen, Tablet-Computern11, Spielekons-
olen12 und integrierten Schaltkreisen (Feld 68 der USt-VA 2016),

>sonstige im Inland steuerbare Tatbestände, die dem Reverse-Charge-Verfahren unterliegen
(Feld 60 der USt-VA 2016),

>im EU-Ausland steuerbare Leistungen (die dort dem Reverse-Charge-Verfahren unterliegen -
Feld 21 der USt-VA 2016) und

>im Drittland steuerbare Leistungen (u. a. solche, die dort dem Reverse-Charge-Verfahren un-
terliegen - Feld 45 der USt-VA 2016).

Eingangsumsätze müssen differenziert werden in:

10 BMF-Schreiben vom 2. 10. 2015 - III C 3 - S 7344/15/10002, BStBl 2015 I S. 773[LAAAF-05930] .
11 In das UStG eingefügt mit Wirkung zum 1. 10. 2014 durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt

Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266.
12 In das UStG eingefügt mit Wirkung zum 1. 10. 2014 durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt

Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266.
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>empfangene im Inland steuerpflichtige sonstige Leistungen eines im übrigen Gemein-
schaftsgebiet ansässigen Unternehmers (Feld 46 der USt-VA 2016),

>andere erhaltene Leistungen eines im Ausland ansässigen Unternehmers (Feld 52 der USt-
VA 2016),

>empfangene Lieferungen sicherungsübereigneter Gegenstände und Umsätze, die unter das
Grunderwerbsteuergesetz fallen (Feld 73 der USt-VA 2016),

>bezogene Lieferungen von Mobiltelefonen, Tablet-Computern13, Spielekonsolen14 und in-
tegrierten Schaltkreisen (Feld 78 der USt-VA 2016),

>andere erhaltene Leistungen eines im Inland ansässigen Unternehmers, die dem Reverse-
Charge-Verfahren im Inland unterliegen (Feld 84 der USt-VA 2016).

Zusammenfassende Meldung
Zusätzlich sind die im übrigen EU-Ausland steuerbaren Umsätze, die gem. § 3a Abs. 2 UStG
dort beim Leistungsempfänger dem Reverse-Charge-Verfahren unterliegen, im Rahmen der
Zusammenfassenden Meldung zu deklarieren (§ 18b Satz 1 Nr. 2 UStG). Hierbei ist die USt-
IdNr. des Leistungsempfängers anzugeben.

Einstweilen frei

5. Sonstige administrative Verpflichtungen

Registrierungsverpflichtung des ausländischen Leistungsempfängers
Soweit ein nicht im Inland umsatzsteuerlich registrierter Unternehmer einen dem Reverse-
Charge-Verfahren unterliegenden Eingangsumsatz bezieht, ist er verpflichtet, sich in Deutsch-
land für umsatzsteuerliche Zwecke erfassen zu lassen (Abschn. 13b.15 Abs. 4 Satz 1 UStAE). Im
Gegensatz zu vielen anderen EU-Mitgliedstaaten (u. a. Frankreich, Polen) sieht Deutschland in-
soweit keine Ausnahme von der Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens vor, wenn der
Leistungsempfänger selbst (noch) nicht umsatzsteuerlich registriert ist.

Dagegen muss ein im Ausland ansässiger Unternehmer, der selbst ausschließlich dem Reverse-
Charge-Verfahren in Deutschland unterliegende Umsätze ausführt, sich nicht in Deutschland
umsatzsteuerlich registrieren lassen und (soweit keine besondere Aufforderung durch die Fi-
nanzverwaltung ergeht) auch keine Umsatzsteuer-Erklärungen in Deutschland abgeben
(Abschn. 13b.16 Abs. 2 Satz 1 UStAE).

13 In das UStG eingefügt mit Wirkung zum 1. 10. 2014 durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt
Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266.

14 In das UStG eingefügt mit Wirkung zum 1. 10. 2014 durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt
Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266.
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Praxistipp
Eine gesonderte Aufforderung zur Deklarierung der dem Reverse-Charge-Verfahren unter-
liegenden Umsätze eines im Ausland ansässigen Unternehmers ergeht im Regelfall nur
dann, wenn zweifelhaft ist, ob das Reverse-Charge-Verfahren zur Anwendung kommt oder
wenn geprüft werden soll, ob die Leistungsempfänger das Reverse-Charge-Verfahren an-
gewendet haben.

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten
Die allgemeinen Aufzeichnungspflichten (§ 22 UStG) sind bei der Anwendung des Reverse-
Charge-Verfahrens nicht nur von dem leistenden Unternehmer, sondern auch von dem Leis-
tungsempfänger zu erfüllen (§ 22 Abs. 2 Nr. 8 UStG). Dies gilt auch dann, wenn der Leistungs-
empfänger insoweit kein Unternehmer ist, sondern das Reverse-Charge-Verfahren infolge sei-
ner Eigenschaft als juristische Person mit erteilter USt-IdNr. zur Anwendung kommt (§ 22
Abs. 1 Satz 2 UStG).

Hinweis
Das Doppel der Rechnung ist vom leistenden Unternehmer und vom Leistungsempfänger
mindestens zehn Jahre aufzubewahren 15.

Anwendung nur bei steuerpflichtigen Umsätzen
Die Verlagerung der Steuerschuld erfolgt unabhängig davon, ob der Regelsteuersatz oder der
ermäßigte Steuersatz zur Anwendung kommt. Steuerbefreite Umsätze unterliegen nicht dem
Reverse-Charge-Verfahren.

Praxistipp
Da steuerbefreite Umsätze im Ausland ansässiger Unternehmer nicht unter das Reverse-
Charge-Verfahren fallen, kann dies zu einer Registrierungspflicht ausländischer Unterneh-
men im Inland führen.

Beispiel
Das niederländische Finanzinstitut N erbringt eine steuerfreie Finanzdienstleistung an das
in Deutschland ansässige Unternehmen D.

Da der Ort der Finanzdienstleistung in Deutschland liegt (§ 3a Abs. 2 UStG), ist diese Leis-
tung in Deutschland steuerbar aber steuerbefreit (§ 4 Nr. 8 UStG). Das Reverse-Charge-Ver-
fahren ist somit nicht anwendbar und N ist gezwungen, sich zur Deklarierung seines steu-

15 Die ursprünglich beabsichtigte Verkürzung der Aufbewahrungspflichten durch das Jahressteuergesetz 2013 wurde nicht umge-
setzt.
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erfreien Umsatzes in Deutschland umsatzsteuerlich registrieren zu lassen oder zumindest
einen Fiskalvertreter zu bestellen (§ 22a UStG).

Einstweilen frei

6. Ausnahmen von der Besteuerung im Reverse-Charge-Verfahren

Vor dem Hintergrund, dass das Reverse-Charge-Verfahren grds. die Steuererhebung vereinfa-
chen soll, kommt die Umkehr der Steuerschuldnerschaft in bestimmten (nachfolgend darge-
stellten) Fällen aus Praktikabilitätsgründen nicht zur Anwendung (§ 13b Abs. 5 und 6 UStG):

>Bei Personenbeförderungen, die der Beförderungseinzelbesteuerung unterliegen (vgl. § 16
Abs. 5 UStG) 16.

>Bei Taxifahrten, die von einem ausländischen Taxiunternehmen durchgeführt werden und
einen inländischen Streckenanteil enthalten. Die Besteuerung erfolgt hier gem. § 3b Abs. 1 i.
V. mit § 3 UStDV nach den allgemeinen Bestimmungen.

>Bei sonstigen Personenbeförderungsleistungen mit Landfahrzeugen (§ 1b Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
UStG, § 13b Abs. 6 Nr. 2 UStG.

>Bei grenzüberschreitenden Personenbeförderungsleistungen im Luftverkehr, wobei inso-
weit grundsätzlich ohnehin auf die Steuererhebung verzichtet wird (§ 26 Abs. 3 UStG).

>Hinsichtlich der Gewährung von Eintrittsberechtigungen für inländische Messen, Ausstel-
lungen und Kongresse. Insoweit ist das reguläre Besteuerungsverfahren anzuwenden
(Abschn. 13b.10 Abs. 2 UStAE).

>Bei sonstigen Leistungen, die eine nicht in Deutschland ansässige Messedurchführungsge-
sellschaft an einen im Ausland ansässigen Unternehmer erbringt, der beispielsweise an ei-
ner deutschen Messe teilnimmt (Abschn. 13b.10 Abs. 3 Satz 5 UStAE). Insoweit soll vermie-
den werden, dass anstelle von einer im Ausland ansässigen Messedurchführungsgesell-
schaft eine Vielzahl im Ausland ansässiger Aussteller einer Messe hinsichtlich der erhalte-
nen Messeleistungen wie etwa Versorgung und Bewachung von Messeständen oder Besu-
chermarketing in Deutschland umsatzsteuerlich registrierungspflichtig wird, um den bezo-
genen Reverse-Charge-Umsatz anzumelden.

>Bei Restaurationsdienstleistungen ausländischer Unternehmer, bei denen infolge der Abga-
be von Speisen und Getränken an Bord eines Schiffes, Luftfahrzeugs oder einer Eisenbahn
mit Abgangsort in Deutschland der umsatzsteuerliche Ort der Abgabe im Inland liegt (§ 3e
UStG). Auch in diesen Fällen ist das reguläre Besteuerungsverfahren anzuwenden und deut-
sche Umsatzsteuer auszuweisen.

>Bei Lieferungen, die der Differenzbesteuerung gem. § 25a UStG unterliegen (§ 13b Abs. 5
Satz 9 UStG17). Insofern ist eine zutreffende Besteuerung durch den Leistungsempfänger
nicht möglich, da diesem der zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage erforderliche Ein-
kaufspreis im Regelfall nicht bekannt ist. Somit ist auch dann, wenn Gegenstände geliefert
werden, die grundsätzlich dem Reverse-Charge-Verfahren unterliegen, bei der Anwendung
der Differenzbesteuerung die Umsatzsteuer durch den liefernden Unternehmer auszuwei-
sen.

Einstweilen frei

16 Masuch/Katzbach, NWB 28/2012 S. 2303[OAAAE-12697].
17 In das UStG eingefügt mit Wirkung zum 1. 10. 2014 durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt

Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266.
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7. Anwendbarer Personenkreis

Als Unternehmer, die als Leistungsempfänger zur Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens
verpflichtet sind, gelten auch Kleinunternehmer (§ 19 UStG) und pauschalversteuernde Land-
und Forstwirte (§ 24 UStG).

Die Verpflichtung zur Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens besteht auch dann, wenn
die bezogene Leistung nicht für den unternehmerischen Bereich bezogen wird (Abschn. 13b.1
Abs. 1 Satz 4 UStAE).

Ausnahmen bestehen jedoch für bestimmte Leistungen, hinsichtlich derer juristischer Perso-
nen des öffentlichen Rechts die Leistungen für den nichtunternehmerischen Bereich beziehen.

Dementsprechend ist für

>Bauleistungen (gem. § 13b Abs. 2 Nr. 4 UStG),
>Lieferungen von Gas- und Elektrizität (gem. § 13b Abs. 2 Nr. 5b UStG),
>Lieferungen von Abfallstoffen (gem. § 13b Abs. 2 Nr. 7 UStG),
>Gebäudereinigungsleistungen (gem. § 13b Abs. 2 Nr. 8 UStG),
>Lieferungen von Gold (gem. § 13b Abs. 2 Nr. 9 UStG),
>Lieferungen Mobilfunkgeräten, Tablet-Computern und Spielekonsolen sowie von integrier-

ten Schaltkreisen (gem. § 13b Abs. 2 Nr. 10 UStG), und
>Lieferungen von Metallen gem. Anlage 4 zum UStG (§ 13b Abs. 2 Nr. 11 UStG)

das Reverse Charge Verfahren nicht anwendbar, wenn die Leistungen faktisch für den hoheitli-
chen Bereich bezogen werden18.

Einstweilen frei

8. Vereinfachungsregelung

Von der Finanzverwaltung wurde es bis zum Jahr 2014 grundsätzlich nicht beanstandet, wenn
der Leistungsempfänger für einen an ihn erbrachten Umsatz das Reverse-Charge-Verfahren
angewendet hat, obwohl die Voraussetzungen hierfür objektiv nicht vorgelegen haben.

Diese bisherige Vereinfachungsregelung des Abschn. 13b.8 UStAE erforderte es aber, dass

>die Voraussetzungen der Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens zum Besteuerungs-
zeitpunkt tatsächlich fraglich waren,

>beide Vertragspartner sich hinsichtlich der Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens ei-
nig waren und

>eine tatsächliche Versteuerung des Umsatzes durch den Leistungsempfänger in zutreffen-
der Höhe erfolgt ist.

Nachdem der BFH diese Verwaltungspraxis als unzulässig verworfen hat, da die Anwendung
der Steuerschuldnerschaft ohne entsprechende Regelung nicht zur Disposition der beteiligten
Unternehmer stehen dürfe19, wurde diese Regelung mit Wirkung ab dem 1. 10. 2014 unmittel-
bar in das Gesetz aufgenommen.

18 In das UStG eingefügt durch das Steueränderungsgesetz 2015, BGBl 2015 I S. 1834.
19 BFH, Urteil vom 22. 8. 2013 - V R 37/10, BStBl 2014 II S. 128[PAAAE-50006].
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§ 13b Abs. 5 Satz 7 UStG sieht nun vor, dass bezüglich der nachfolgenden Inlandsumsätze, die
grundsätzlich zur Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens führen würden:

>Bauleistungen,
>Gebäudereinigungsleistungen,
>Lieferungen von Erdgas und Elektrizität,
>Lieferungen von Abfallstoffen,
>Lieferungen von Gold,
>Lieferungen von Mobilfunkgeräten, Tablet-Computern, Spielekonsolen und integrierten

Schaltkreisen,
>Lieferungen von Metallen

das Reverse-Charge Verfahren auch dann zur Anwendung kommt, wenn (trotz objektiver
Nichterfüllung der eigentlichen Tatbestandsvoraussetzungen) sich die Beteiligten hierüber ei-
nig sind und kein Steuerausfall entsteht.

Einstweilen frei

IV. Anwendung in anderen Staaten
Aufgrund der beschriebenen Vorteile im Rahmen der Steuererhebung und der Steuervereinfa-
chung sind dem Reverse-Charge-Verfahren vergleichbare Verfahrensweisen auch in vielen an-
deren Staaten weltweit in ähnlicher Form eingeführt worden. Die Ausprägung und die Anwen-
dungsfälle des Reverse-Charge-Verfahrens sind dabei jedoch sehr unterschiedlich.

Reverse-Charge-Verfahren in anderen EU-Mitgliedstaaten
Innerhalb der EU gibt Art. 196 MwStSystRL den rechtlichen Rahmen des Reverse-Charge-Ver-
fahrens für die einzelnen EU-Mitgliedstaaten vor. Dabei sind jedoch im Einzelfall stark differie-
rende Möglichkeiten der Umsetzung in nationales Recht zulässig (vgl. hierzu insbesondere
Art. 199 MwStSystRL). Es kann daher nicht allgemein davon ausgegangen werden, dass die Re-
gelungen des deutschen UStG sich so auch in den nationalen Gesetzen anderer EU Mitglied-
staaten wiederfinden 20.

Praxistipp
Im Gegensatz zur deutschen Regelung findet in den meisten EU-Mitgliedstaaten das Re-
verse-Charge-Verfahren dann keine Anwendung, wenn der Empfänger einer grds. dem Re-
verse-Charge-Verfahren unterliegenden Lieferung oder sonstigen Leistung in diesem EU-
Mitgliedstaat selbst nicht ansässig und/oder umsatzsteuerlich registriert ist.

Beispiel
Der in Finnland ansässige Unternehmer F erbringt eine in Deutschland steuerbare und
steuerpflichtige (unbewegte) Werklieferung an den britischen Unternehmer B. Er führt ei-

20 Überblick über die unterschiedlichen nationalen Regelungen in den EU-Mitgliedstaaten.
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ne identische Werklieferung in Polen aus, die nach polnischem Recht in Polen steuerbar ist.
F und B sind jeweils in Deutschland und Polen nicht ansässig.

Nach deutschem Verständnis sind die Voraussetzungen der Anwendung des Reverse-Char-
ge-Verfahrens erfüllt, F stellt B eine Rechnung ohne Steuerausweis aus. B ist nun im Rah-
men der Steuerabführung verpflichtet, sich für umsatzsteuerliche Zwecke in Deutschland
registrieren zu lassen. Dies gilt auch dann, wenn B keine weiteren Umsätze in Deutschland
ausführt.

In Polen (und vielen weiteren EU-Mitgliedstaaten) tritt eine Umkehr der Steuerschuldner-
schaft im vorliegenden Fall jedoch nicht ein. Da B im EU-Mitgliedstaat der Lieferung man-
gels Ansässigkeit/umsatzsteuerlicher Registrierung keinen Anknüpfungspunkt zur Besteu-
erung besitzt, verbleibt die Steuerschuldnerschaft bei dem liefernden Unternehmer F. Die-
ser ist verpflichtet, B eine Rechnung mit ordnungsgemäß ausgewiesener Umsatzsteuer
auszustellen, die B ggf. im Rahmen des Vorsteuervergütungsverfahrens erstattet werden
kann.

Vergleichbare Regelungen in Drittstaaten
In Drittstaaten sind die Regelungen zum Reverse-Charge-Verfahren nicht harmonisiert und da-
her im Einzelfall höchst unterschiedlich. Es ist daher empfehlenswert, einen lokalen Steuerbe-
rater zu konsultieren, um die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens zu verifizieren und
die Entstehung einer Steuerschuld oder umsatzsteuerlichen Registrierungspflicht im Ausland
zu vermeiden.

B. Problemlösungen

I. Anwendungsfälle

1. B2B-Grundfallleistungen von EU-Unternehmern (§ 13b Abs. 1 UStG)

Zu einer Verlagerung der Steuerschuld auf den Leistungsempfänger kommt es insbesondere
dann, wenn ein im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässiger Unternehmer eine sonstige Leis-
tung ausführt, deren Leistungsort nach der sog. Business to Business („B2B”) Grundfallrege-
lung des § 3a Abs. 2 UStG im Inland belegen ist. Dies sind solche Fälle, bei denen der Leistungs-
empfänger im Inland ansässig ist oder die Leistung an seine im Inland ansässige Betriebsstätte
erbracht wird.

Leistungsortsbestimmung Grundfallleistungen
Unter diese Grundfallregelung fallen grds. alle sonstigen Leistungen, die ein Unternehmer an
einen anderen Unternehmer innerhalb der EU erbringt und für die keine spezifische Sonderre-
gelung zur Ortsbestimmung besteht (§ 3a Abs. 2 Satz 1 UStG).

Zu den B2B-Grundfallleistungen zählen beispielsweise:

>Marketingdienstleistungen;
>IT-Dienstleistungen;
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>Beratungsleistungen einschließlich der Tätigkeit als Steuerberater, Rechtsanwalt, Wirt-
schaftsprüfer;

>Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen;
>Begutachtungen beweglicher körperlicher Gegenstände;
>Werbedienstleistungen;
>Überlassungen von Informationen und Nutzungsrechten.

Abweichende Leistungsortbestimmung
Sonderregelungen zur Ortsbestimmung bei B2B-Leistungen bestehen insbesondere bei:

>grundstücksbezogenen Leistungen einschließlich Hotelübernachtungen (§ 3a Abs. 3 Nr. 1
UStG);

>kurzfristiger Anmietung von Beförderungsmitteln (§ 3a Abs. 3 Nr. 2 UStG);
>Einräumung von Eintrittsberechtigungen (§ 3a Abs. 3 Nr. 5 UStG) und
>Restaurationsdienstleistungen (§ 3a Abs. 3 Nr. 3 Buchst. b UStG).

Beispiel
Der in Italien ansässige Unternehmer I erbringt eine IT-Dienstleistung an den in Deutsch-
land ansässigen Unternehmer D.

Die Leistung ist als B2B-Grundfallleistung in Deutschland steuerbar und steuerpflichtig
(§ 3a Abs. 2 UStG) und unterliegt dem Reverse-Charge-Verfahren (§ 13b Abs. 1 UStG).

Sitzort des Leistungsempfängers oder seiner Betriebsstätte
Kommt die Grundfallregelung zur Anwendung, liegt der umsatzsteuerliche Ort der sonstigen
Leistung am Sitzort des Leistungsempfängers (§ 3a Abs. 2 Satz 1 UStG). Wird die sonstige Leis-
tung unmittelbar an eine Betriebsstätte des Leistungsempfängers erbracht, liegt der umsatz-
steuerliche Ort der sonstigen Leistung am Ort der Betriebsstätte (§ 3a Abs. 2 Satz 1 UStG).

Verwendung einer USt-IdNr. bei nichtunternehmerischen juristischen Perso-
nen
Ist der Leistungsempfänger eine nicht unternehmerisch tätige juristische Person, verwendet
diese aber eine ihr erteilte USt-IdNr., gilt die Leistung ebenfalls nach der B2B-Grundfallrege-
lung am Sitzort der juristischen Person bzw. deren Betriebsstätte als erbracht (§ 3a Abs. 2
Satz 3 UStG).

Eine Verlagerung des Leistungsorts durch die Verwendung einer USt-IdNr. eines anderen Mit-
gliedstaates ist grds. nicht möglich.

Ausschließliche Verwendung einer Leistung für den privaten Bedarf
Bezieht eine juristische Person eine Leistung ausschließlich für den privaten Bedarf ihres Perso-
nals oder ihres Gesellschafters, gilt diese juristische Person für die Zwecke der Ortsbestim-
mung insoweit nicht als Unternehmer. Es kommt nicht zur Anwendung der Ortsbestimmung
für B2B-Grundfallleistungen (Abschn. 3a.2 Abs. 13–15 UStAE).
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2. Sonstige Leistungen im Ausland ansässiger Unternehmer (§ 13b Abs. 2 Nr. 1
UStG)

Unter die sonstigen Leistungen im Ausland ansässiger Unternehmer sind sämtliche sonstigen
Leistungen von Drittlandsunternehmern zu fassen, die im Inland steuerbar sind.

Beispiel
Der in Brasilien ansässige Unternehmer B erbringt eine Werbeleistung an den in Deutsch-
land ansässigen Unternehmer D.

Die Leistung ist als B2B-Grundfallleistung in Deutschland steuerbar und steuerpflichtig
(§ 3a Abs. 2 UStG). Da der leistende Unternehmer im Drittland ansässig ist, unterliegt die
Leistung dem Reverse-Charge-Verfahren nach § 13b Abs. 2 Nr. 1 UStG.

Abgrenzung bei im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unternehmern
Bei im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unternehmern unterfallen solche im Inland
steuerbaren Leistungen dieser Vorschrift, die nicht bereits als B2B-Grundfallleistung des § 13b
Abs. 1 UStG zu qualifizieren sind. Dies gilt insbesondere, wenn eine Sonderregelung zur Orts-
bestimmung zur Anwendung kommt.

Beispiel
Der in Großbritannien ansässige Unternehmer G räumt dem in Deutschland ansässigen
Unternehmer D eine Eintrittsberechtigung für eine in Deutschland stattfindende Veran-
staltung ein.

Die Leistung ist als Sonderfall der Überlassung von Eintrittsberechtigungen am Veranstal-
tungsort in Deutschland umsatzsteuerbar und steuerpflichtig (§ 3a Abs. 3 Nr. 5 UStG). Da
keine B2B-Grundfallleistung gem. § 3a Abs. 2 UStG vorliegt, unterliegt die Leistung dem
Reverse-Charge-Verfahren gem. § 13b Abs. 2 Nr. 1 UStG.

Einstweilen frei

3. Werklieferungen im Ausland ansässiger Unternehmer (§ 13b Abs. 2 Nr. 1
UStG)

Erbringt ein im Ausland ansässiger Unternehmer in Deutschland eine Werklieferung (§ 3 Abs. 4
UStG), unterliegt diese gem. § 3a Abs. 2 Nr. 1 UStG im Inland dem Reverse-Charge-Verfahren.
Es erfolgt keine Differenzierung danach, ob die Werklieferung von einem im übrigen Gemein-
schaftsgebiet oder im Drittland ansässigen Unternehmer ausgeführt wurde.

Eine Werklieferung liegt dann vor, wenn der leistende Unternehmer einen individuell und un-
ter Verwendung selbstbeschaffter Hauptstoffe hergestellten Gegenstand liefert (Abschn. 3.8
Abs. 1 Satz 1 UStAE).
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Beispiel
Der in Schweden ansässige Unternehmer S fertigt für den in Deutschland ansässigen Un-
ternehmer D vor Ort in Deutschland eine spezielle Verpackungsmaschine und verwendet
hierfür mitgebrachte Spezialstähle.

Die Werklieferung ist am Ort der Verschaffung der Verfügungsmacht in Deutschland steu-
erbar und steuerpflichtig (§ 3 Abs. 7 Satz 1 UStG). Das Reverse-Charge-Verfahren gem.
§ 13b Abs. 2 Nr. 1 UStG findet Anwendung.

Einstweilen frei

4. Lieferungen sicherungsübereigneter Gegenstände außerhalb des Insolvenz-
verfahrens (§ 13b Abs. 2 Nr. 2 UStG)

Werden sicherungsübereignete Gegenstände außerhalb eines Insolvenzverfahrens von einem
unternehmerisch tätigen Sicherungsgeber an den Sicherungsnehmer geliefert21, unterliegen
diese Lieferungen dem Reverse-Charge-Verfahren (§ 13b Abs. 2 Nr. 2 UStG).

Kein Umsatz zum Zeitpunkt der Sicherungsübereignung
Das Reverse-Charge-Verfahren dient in diesen Fällen der Sicherung des Steueraufkommens.
Wird beispielsweise ein Kredit durch die Sicherungsübereignung eines Gegenstands besichert,
liegt zwar zivilrechtlich ein Eigentumsübergang auf den Sicherungsnehmer vor, umsatzsteuer-
lich erfolgt jedoch (noch) keine Verschaffung der Verfügungsmacht vom Sicherungsgeber auf
den Sicherungsnehmer 22. Dies liegt darin begründet, dass der Sicherungsnehmer zwar berech-
tigt wird, seine Forderung aus dem Veräußerungserlös des Gegenstands zu befriedigen, bei
ordnungsgemäßer Bedienung des Kredits durch den Sicherungsgeber jedoch keine eigenstän-
dige Verwertungsbefugnis erlangt und auch nicht an möglichen Wertsteigerungen des Siche-
rungsguts partizipiert 23.

Doppelumsatz bei der Verwertung
Übt der Sicherungsnehmer jedoch die Besicherungsfunktion des Sicherungsguts aus und
kommt es somit zur Verwertung durch den Sicherungsnehmer, liegt umsatzsteuerlich ein sog.
Doppelumsatz vor (Abschn. 1.2 Abs. 1 UStAE). Es wird von einer gleichzeitigen Übertragung der
Verfügungsmacht vom Sicherungsgeber auf den Sicherungsnehmer und vom Sicherungsneh-
mer auf den Erwerber ausgegangen.

Die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens für die Lieferung des Sicherungsgebers an den
Sicherungsnehmer stellt sicher, dass es bei der ansonsten erforderlichen Steuerabführung des
finanziell angeschlagenen Sicherungsgebers nicht zu Steuerausfällen kommt. Stattdessen wird
nun der Sicherungsnehmer Steuerschuldner sowohl für die an ihn ausgeführte Lieferung (im
Rahmen des Reverse-Charge-Verfahrens) als auch für die von ihm getätigte Lieferung an den
Dritten (im Rahmen des regulären Besteuerungsverfahrens).

21 Hierzu ausführlich: Rondorf, Umsatzsteuerliche Behandlung der Verwertung sicherungsübereigneter Gegenstände, NWB 12/2014
S. 842[HAAAE-57252].

22 BFH, Urteil vom 20. 7. 1978 - V R 2/75BStBl 1978 II S. 684[KAAAA-91364].
23 Vgl. Stadie in Rau/Dürrwächter, UStG, Lfg. 144, Okt. 2010 § 13b n. F., Rn. 253.
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Beispiel
Unternehmer U finanziert mit Unterstützung des Kreditinstituts K die Anschaffung eines
neuen Lkw, der zur Besicherung des ausgereichten Darlehns an K sicherungsübereignet
wird. Nachdem U den Darlehnsverpflichtungen nicht mehr nachkommt, verwertet K den
Lkw durch Veräußerung an den Erwerber E. Der Lkw befindet sich im Inland.

Durch die Verwertung des Sicherungsguts durch K werden zwei umsatzsteuerliche Liefe-
rungen bewirkt:

> Die Lieferung des U an den K unterliegt dem Reverse-Charge-Verfahren gem. § 13b
Abs. 2 Nr. 2 UStG.

> Die zeitgleiche Lieferung von K an E erfolgt im Rahmen des regulären Besteuerungs-
verfahrens.

Dreifachumsatz bei Verwertung im Namen des Sicherungsgebers
Wird das Sicherungsgut nicht durch den Sicherungsnehmer, sondern (mit dessen Zustimmung)
durch den Sicherungsgeber veräußert, liegt ein sog. Dreifachumsatz vor (Abschn. 1.2 Abs. 1a
UStAE).

Es wird dabei von einer Lieferung des Sicherungsgebers an den Sicherungsnehmer ausgegan-
gen, gefolgt von zwei Lieferungen im Rahmen eines Kommissionsgeschäfts. Dabei liegt eine
gegengesetzte Lieferung vom Sicherungsnehmer an den Sicherungsgeber vor, sowie eine zeit-
gleiche Lieferung vom Sicherungsgeber an den Erwerber 24. Das Reverse-Charge-Verfahren fin-
det ausschließliche Anwendung auf den Umsatz des Sicherungsgebers an den Sicherungsneh-
mer.

Lieferungen innerhalb des Insolvenzverfahrens, Austausch des Sicherungsguts
Nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens ist das Reverse-Charge-Verfahren nur anwendbar, so-
weit ein sog. „schwacher vorläufiger Insolvenzverwalter” bestellt wurde 25.

Präzisierung
Im Rahmen der Eröffnung des Insolvenzverfahrens kann das Insolvenzgericht zur Siche-
rung der Forderungen der Schuldner einen vorläufigen Insolvenzverwalter einsetzen (§ 21
InsO). Wird ein „schwacher vorläufiger Insolvenzverwalter” eingesetzt, kann dieser bei
Vermögensverfügungen des Schuldners lediglich seine Zustimmung verweigern. Wird da-
gegen ein „starker vorläufiger Insolvenzverwalter” eingesetzt, wird diesem bereits unmit-
telbar (ebenso wie später dem endgültigen Insolvenzverwalter) die Verwaltungs- und Ver-
fügungsbefugnis des Schuldners übertragen (§ 21 Abs. 1 Satz 1 InsO).

24 BFH, Urteil vom 6. 10. 2005 - V R 20/04, BStBl 2006 II S. 931[BAAAB-71710].
25 OFD Frankfurt, Verfügung vom 29. 2. 2012 - S 7279 A, [LAAAE-06863]; Rondorf, Umsatzsteuer in der Insolvenz, Grundlagen, Stand:

Februar 2013 [ZAAAE-26482].
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Bei Bestellung eines „starken vorläufigen Insolvenzverwalters” findet das Reverse-Charge-Ver-
fahren dagegen keine Anwendung. Ebenso ist das Reverse-Charge-Verfahren nicht anzuwen-
den, wenn

>der Sicherungsgeber kein Unternehmer ist;
>der Sicherungsgeber als Kleinunternehmer behandelt wird 26, oder
>das Sicherungsgut nicht verwertet, sondern mit Zustimmung des Sicherungsgebers lediglich

ausgetauscht wird 27.

5. Umsätze, die unter das Grunderwerbsteuergesetz fallen (§ 13b Abs. 2 Nr. 3
UStG)

Steuerbefreite Umsätze
Umsätze, die unter das Grunderwerbsteuergesetz fallen, sind grds. von der Umsatzsteuer be-
freit (§ 4 Nr. 9a UStG).

Unter das Grunderwerbsteuergesetz fallen u. a. folgende Umsätze (vgl. § 2 GrEStG):

>Lieferungen von (bebauten wie unbebauten) Grundstücken;
>Bestellung und Übertragung von Erbbaurechten;
>Lieferungen von Gebäuden auf fremdem Boden.

Praxistipp
Hinsichtlich der Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens ist ausschließlich auf die
grundsätzliche Steuerbarkeit nach dem Grunderwerbsteuergesetz abzustellen. Eine tat-
sächliche Steuerpflicht oder die Entrichtung der Grunderwerbsteuer sind insoweit unbe-
achtlich.

Verzicht auf Befreiung
Verzichtet jedoch der leistende Unternehmer auf die Anwendung der Steuerbefreiung (§ 9
Abs. 1–3 UStG), und kommt es somit zur Steuerpflicht eines derartigen Umsatzes, unterliegt
dieser dem Reverse-Charge-Verfahren (§ 13b Abs. 2 Nr. 3 UStG).

Es ist zu beachten, dass der zur Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens erforderliche Ver-
zicht auf die Steuerbefreiung nur zulässig ist, wenn der Umsatz an einen anderen Unterneh-
mer für dessen Unternehmen ausgeführt wird (§ 9 Abs. 1 UStG). Bei der Bestellung oder Über-
tragung von Erbbaurechten kann nur dann zur Umsatzsteuer optiert werden, wenn der Leis-
tungsempfänger die Erbbaurechte zu mindestens 95 % zu Umsätzen zu verwenden beabsich-
tigt, die den Vorsteuerabzug nicht ausschließen (§ 9 Abs. 2 Satz 1 UStG, Abschn. 9.2 Abs. 2
Satz 2 UStAE).

In zeitlicher Hinsicht muss der Verzicht auf die Steuerbefreiung bereits im notariell zu beur-
kundenden Vertrag erklärt werden. Soweit es sich um Umsätze im Rahmen eines Zwangsvers-
teigerungsverfahrens handelt, ist der Verzicht auf die Steuerbefreiung nur bis zur Aufforde-
rung zur Abgabe von Angeboten zulässig (§ 9 Abs. 3 Satz 1 UStG).

26 OFD Frankfurt, Verfügung vom 29. 2. 2012 - S-7279 A, [LAAAE-06863].
27 BFH, Urteil vom 9. 3. 1995 - V R 102/89, BStBl 1995 II S. 564[FAAAA-95294].
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Einstweilen frei

6. An einen Bauleister erbrachte Bauleistungen (§ 13b Abs. 2 Nr. 4 UStG)

Nach § 13b Abs. 2 Nr. 4 UStG unterliegen Bauleistungen dann dem Reverse-Charge-Verfahren,
wenn der Leistungsempfänger selbst Bauleistungen im Sinne des UStG erbringt.

a) Begriff der Bauleistung
Der Gesetzgeber normiert Bauleistungen als

„Werklieferungen und sonstige Leistungen, die der Herstellung, Instandsetzung,
Instandhaltung, Änderung oder Beseitigung von Bauwerken dienen, mit Ausnah-
me von Planungs- und Überwachungsleistungen” (§ 13b Abs. 2 Nr. 4 Satz 1
UStG).

Bauwerk
Dabei soll der Begriff des Bauwerks nicht nur Grundstücksbestandteile i. S. des § 94 BGB um-
fassen, sondern im Sinne einer weiten Begriffsauslegung auch sämtliche irgendwie mit dem
Erdboden verbundene oder infolge ihrer eigenen Schwere auf ihm ruhende, aus Baustoffen
oder Bauteilen hergestellte Anlagen wie Brücken, Straßen oder Tunnel, Versorgungsleitungen,
Schiffshebewerke, Windkraftanlagen einschließen (vgl. Abschn. 13b.2 Abs. 1 UStAE).

Präzisierung

In seinem Urteil vom 28. 8. 201428 zur Abgrenzung von Bauwerken und Betriebsvorrichtun-
gen hat der BFH diese Begriffspräzisierung aus dem UStAE zwar grundsätzlich bestätigt.
Gleichzeitig lehnte er die in Abschn. 13b.2 Abs. 2 S. 2 UStAE festgehaltene Auffassung der
Finanzverwaltung jedoch ab, wonach sich die umsatzsteuerliche Auslegung des Begriffs
Bauwerk bislang an der Baubetriebe-Verordnung orientieren sollte. Anlagen seien indes-
sen – so der BFH – nur dann als Bestandteil des Bauwerks anzusehen, wenn sie von we-
sentlicher Bedeutung für Konstruktion, Bestand, Erhaltung oder die Benutzbarkeit des Bau-
werks sind. Insbesondere Ladeneinbauten, Schaufensteranlagen und Gaststätteneinrich-
tungen, würden im Zuge dieser Rechtsprechung nicht unter den Begriff des Bauwerks fal-
len.
Per Schreiben vom 28. 7. 201529 hatte die Finanzverwaltung bereits erlassen, das BFH-Ur-
teil vom 28. 8. 2014 über den Einzelfall hinaus in der Praxis nicht anwenden zu wollen. Im
Rahmen des Steueränderungsgesetzes 2015 vom 2. 11. 201530 wurde durch den Gesetzge-
ber in § 13b Abs. 2 Nr. 4 Satz 2 UStG n. F. mit Wirkung zum 6. 11. 2015 sodann geregelt,
dass Betriebsvorrichtungen als Grundstücke gelten, wenn sie in einem Gebäude oder Bau-
werk installiert sind und nicht bewegt werden können, ohne das Gebäude oder Bauwerk
zu zerstören oder zu verändern. Hierdurch wird die bisherige Finanzverwaltungsauffas-
sung nun gesetzlich festgeschrieben, d. h. bei Bauleistungen, die mit Betriebsvorrichtun-

28 BFH, Urteil vom 28. 8. 2014 - V R 7/14, BFH/NV 2015 S. 131.
29 BMF, Schreiben vom 28. 7. 2015 - III C 3 - S 7279/14/10003, BStBl 2015 I S. 623.
30 Steueränderungsgesetz 2015, BGBl 2015 I S. 1834.
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gen zusammenhängen, kann in aller Regel von der Anwendung des Reverse-Charge-Ver-
fahrens ausgegangen werden. Eine Präzisierung von Bauleistungen ist nach diesem Ver-
ständnis auf Basis von § 211 Abs. 1 Satz 2 SGB III und der Baubetriebe-Verordnung mög-
lich31.

Leistungen an Bauwerken
Leistungen, die der Herstellung, Instandsetzung, Instandhaltung, Änderung oder Beseitigung
von Bauwerken dienen, sind alle solchen Leistungen, die sich unmittelbar auf die Substanz des
Bauwerks auswirken, mit denen also eine Substanzerweiterung, Substanzverbesserung, Sub-
stanzerhaltung oder Substanzbeseitigung bewirkt wird.

Präzisierung
Dementsprechend fallen z. B. Reinigungsleistungen mit einem Sandstrahlgerät unter den
Begriff der Bauleistung, während die reine Fassadenbehandlung mit einem die Fassade
nicht angreifenden Wasserstrahl nicht als Bauleistung (ggf. aber als Gebäudereinigungs-
leistung) zu qualifizieren ist.

Beispiele für Leistungen an Bauwerken

Zu den Bauleistungen gehören insbesondere die folgenden Leistungen32:

>Einbau von Fenstern und Türen;
>Verlegung von Bodenbelägen;
>Einbau von Aufzügen, Rolltreppen und Heizungsanlagen;
>Errichtung von Dächern und Treppenhäusern;
>Einbau von Ladeneinbauten, Schaufensteranlagen, Gaststätteneinrichtungen und sonstigen

Einrichtungsgegenständen, die fest mit dem Gebäude fest verbunden sind und nicht ohne
größeren Aufwand von dem Bauwerk getrennt werden können;

>Werklieferungen großer Maschinenanlagen, die zu ihrer Funktionsfähigkeit aufgebaut wer-
den müssen;

>Werklieferungen von Gegenständen, die aufwändig in oder an einem Bauwerk installiert
werden müssen;

>Erdarbeiten im Zusammenhang mit der Erstellung eines Bauwerks;
>Installation von EDV- oder Telefonanlagen;
>Dachbegrünung von Bauwerken;
>Hausanschluss durch Versorgungsunternehmen (einschließlich Erdarbeiten, Mauerdurch-

bruch, Installation der Hausanschlüsse und Verlegung der Hausanschlussleitungen vom
Netz des Versorgungsunternehmens zum Hausanschluss);

>Künstlerische Leistungen an Bauwerken (wie z. B. das Aufsprühen von Graffitis oder die fes-
te Anbringung von Installationen, die sich unmittelbar auf die Substanz auswirken);

>Reinigungsvorgänge, bei denen die zu reinigende Oberfläche verändert wird (z. B. Fassaden-
reinigungen, bei der die Oberfläche abgeschliffen oder mittels eines Sandstrahls bearbeitet
wird).

31 Vgl. BMF, Schreiben vom 27. 12. 2002 - S 2272 , BStBl 2002 I S. 1399[TAAAD-99819]
32 Abschn. 13b.2 Abs. 5 UStAE.
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Keine Leistungen an Bauwerken

Nicht zu Leistungen an Bauwerken gehören33:

>Reine Materiallieferungen, wenn der liefernde Unternehmer das entsprechende Material
nicht selbst in ein Bauwerk einbaut;

>Lieferungen von Maschinen, die vom liefernden Unternehmer im Auftrag des Abnehmers
auf ein bereits angelegtes Fundament gestellt werden. Stellt dagegen der liefernde Unter-
nehmer auch das Fundament oder eine vergleichbare Befestigungsvorrichtung selbst her, ist
grds. vom Vorliegen einer Bauleistung auszugehen;

>Anliefern von Beton; wird Beton geliefert und durch Personal des liefernden Unternehmers
an der entsprechenden Stelle des Bauwerks lediglich abgelassen oder in ein gesondertes Be-
hältnis oder eine Verschalung eingefüllt, liegt keine Bauleistung vor. Dagegen liegt eine
Bauleistung vor, wenn der liefernde Unternehmer den Beton mit eigenem Personal fachge-
recht verarbeitet;

>Reines Zurverfügungstellen von Betonpumpen und anderen Baugeräten ohne Bedienperso-
nal. Zu den Baugeräten gehören auch Großgeräte wie Krane oder selbstfahrende Arbeitsma-
schinen. Das reine Zurverfügungstellen von Kranen – auch mit Personal – stellt keine Bau-
leistung dar. Eine Bauleistung liegt auch dann nicht vor, wenn Leistungsinhalt ist, einen
Kran an die Baustelle zu bringen, diesen aufzubauen und zu bedienen und nach Weisung
des Anmietenden bzw. dessen Erfüllungsgehilfen Güter am Haken zu befördern. Ebenso
liegt keine Bauleistung vor, wenn ein Baukran mit Personal vermietet wird und die mit dem
Kran bewegten Materialien vom Personal des Auftraggebers befestigt oder mit dem Bau-
werk verbunden werden, da nicht vom Personal des Leistungserbringers in die Substanz des
Bauwerks eingegriffen wird;

>Aufstellen von Material- und Bürocontainern, mobilen Toilettenhäusern;
>Entsorgung von Baumaterialien (Schuttabfuhr durch Abfuhrunternehmer);
>Aufstellen von Messeständen;
>Gerüstbau;
>Anlegen von Bepflanzungen und deren Pflege (z. B. Bäume, Gehölze, Blumen, Rasen) mit

Ausnahme von Dachbegrünungen. Nicht zu den Bauleistungen im Zusammenhang mit ei-
nem Bauwerk gehören das Anlegen von Gärten und von Wegen in Gärten, soweit dabei kei-
ne Bauwerke hergestellt, instand gesetzt, geändert oder beseitigt werden, die als Hauptleis-
tung anzusehen sind. Das Anschütten von Hügeln und Böschungen sowie das Ausheben von
Gräben und Mulden zur Landschaftsgestaltung sind ebenfalls keine Bauleistungen;

>Aufhängen und Anschließen von Beleuchtungen sowie das Anschließen von Elektrogeräten.
Dagegen sind die Installation einer Lichtwerbeanlage und die Montage und das Anschließen
von Beleuchtungssystemen, z. B. in Kaufhäusern oder Fabrikhallen, eine Bauleistung.

>Als Verkehrssicherungsleistungen bezeichnete Leistungen (Auf- und Abbau, Vorhaltung,
Wartung und Kontrolle von Verkehrseinrichtungen, u. a. Absperrgeräte, Leiteinrichtungen,
Blinklicht- und Lichtzeichenanlagen, Aufbringung von vorübergehenden Markierungen, Lie-
ferung und Aufstellen von transportablen Verkehrszeichen, Einsatz von fahrbaren Absperr-
tafeln und die reine Vermietung von Verkehrseinrichtungen und Bauzäunen). Dagegen sind
das Aufbringen von Endmarkierungen (sog. Weißmarkierungen) sowie das Aufstellen von
Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen, die dauerhaft im öffentlichen Verkehrsraum
verbleiben, Bauleistungen, wenn es sich um jeweils eigenständige Leistungen handelt;

33 Abschn. 13b.2 Abs. 7 UStAE.
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>Arbeitnehmerüberlassung, auch wenn die überlassenen Arbeitnehmer für den Entleiher
Bauleistungen erbringen, unabhängig davon, ob die Leistungen nach dem Arbeitnehmerü-
berlassungsgesetz erbracht werden oder nicht;

>Bloße Reinigung von Räumlichkeiten oder Flächen, z. B. von Fenstern;
>Reparatur- und Wartungsarbeiten an Bauwerken oder Teilen von Bauwerken, wenn das

(Netto-) Entgelt für den einzelnen Umsatz nicht mehr als 500 € beträgt. Wartungsleistungen
an Bauwerken oder Teilen von Bauwerken, die einen Nettowert von 500 € übersteigen, sind
nur dann als Bauleistungen zu behandeln, wenn Teile verändert, bearbeitet oder ausge-
tauscht werden.

>Luftdurchlässigkeitsmessungen an Gebäuden, die für die Erfüllung von § 6 EnEV und Anlage
4 zur EnEV durchgeführt werden, da sich diese Leistungen nicht auf die Substanz eines Ge-
bäudes auswirken;

>Darüber hinaus sind sämtliche Planungs- und Überwachungsleistungen im Zusammenhang
mit Grundstücken und Gebäuden ausdrücklich von der Anwendung des Reverse-Charge-
Verfahrens ausgenommen (§ 13b Abs. 2 Nr. 4 Satz 1 zweiter Halbsatz UStG). Es ist jedoch zu
beachten, dass Planungs- und Überwachungsleistungen, die in engem zeitlichen oder wirt-
schaftlichen Zusammenhang eine substanzverändernde Bauausführung durch den selben
leistenden Unternehmer beinhalten, insgesamt als Bauleistung zu qualifizieren sind.

b) Anwendbarkeit nur für Bauleistende als Leistungsempfänger
Voraussetzung für die Übertragung der Steuerschuld auf den Leistungsempfänger ist, dass die-
ser selbst nachhaltig Bauleistungen ausführt (§ 13b Abs. 5 Satz 2 UStG). Es ist aber ausdrück-
lich nicht notwendig, dass der Leistungsempfänger mit der konkret bezogenen Eingangsleis-
tung nachfolgend eine Bauleistung ausführt.

Nachhaltige Erbringung von Bauleistungen
§ 13b Abs. 5 UStG in der bis zum 30. 9. 2014 anwendbaren Fassung hatte den Begriff der nach-
haltigen Erbringung einer Bauleistung nicht gesetzlich normiert.

Stattdessen war der Gesetzestext nach Auffassung des BFH34so zu interpretieren, dass eine
Bauleistung eines im Inland ansässigen Unternehmers nur dann dem Reverse-Charge-Verfah-
ren unterlag, wenn der Leistungsempfänger mittels dieses konkreten Eingangsumsatzes selbst
einen als Bauleistung zu qualifizierenden Ausgangsumsatz ausführte.

Die bislang gängige Praxis - immer dann von der nachhaltigen Erbringung von Bauleistungen
auszugehen, wenn

>der Leistungsempfänger zu mehr als 10 % seiner Gesamtumsätze Bauleistungen ausführt
(Abschn. 13b.3 Abs. 2 Satz 1 UStAE a. F.) oder

>der Leistungsempfänger dem leistenden Unternehmer eine zum Zeitpunkt der Leistungser-
bringung gültige Freistellungsbescheinigung vom Steuerabzug bei Bauleistungen i. S. von §
48b EStG vorlegt und bei der Vorlage ausdrücklich darauf hinweist, dass die Bescheinigung
(auch) zum Nachweis der Voraussetzung zur Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens
vorgelegt werden soll (Abschn. 13b.3 Abs. 3 UStAE),

34 BFH, Urteil vom 22. 8. 2013 - V R 37/10, BStBl 2014 II S. 128[PAAAE-50006]. Hierauf reagierte das BMF mit einer Nichtbeanstan-
dungsregelung, die eine Anwendung der vor dem BFH-Urteil bestehenden Rechtslage bei Bauleistungen, mit deren Ausführung vor
dem 15. 2. 2014 begonnen wurde, welche aber erst nach dem 30. 10. 2014 erbracht wurden, grundsätzlich zulässt, BMF, Schreiben
vom 4. 2. 2015 - IV D 3 - S 7279/11/10002-04, BStBl 2014 I S. 166.
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wurde ausdrücklich als nicht gesetzeskonform verworfen. Dies führte zu erheblichen Rechts-
unsicherheiten bezüglich der Handhabung vergangener und laufender Umsatzgeschäfte35.

Mit Wirkung zum 1. 10. 2014 ist nun gesetzlich festgeschrieben worden, dass eine nachhaltige
Erbringung von Bauleistungen durch den Leistungsempfänger stets dann vorliegt, wenn das
zuständige Finanzamt eine Bescheinigung über die „Bauleistereigenschaft“ ausstellt (§ 13b
Abs. 5 Satz 2 UStG36).

Aufgehoben

Ausländischer Leistungserbringer
Ist der leistende Unternehmer im Ausland ansässig, kommt das Reverse-Charge-Verfahren
auch dann zur Anwendung, wenn der Leistungsempfänger selbst nicht nachhaltig Bauleistun-
gen erbringt. In diesem Fall bestimmt sich die Anwendung nicht nach der Spezialregelung für
Bauleistungen (§ 13b Abs. 2 Nr. 4 UStG), sondern nach der allgemeinen Regelung zur Besteue-
rung von Dienstleistungen von im EU-Ausland ansässigen Unternehmern bzw. für Werkliefe-
rungen und sonstige Leistungen ausländischer Unternehmer (§ 13b Abs. 2 Nr. 1 UStG).

7. Lieferung von Gas, Strom, Wärme oder Kälte (§ 13b Abs. 2 Nr. 5 UStG)

Anwendung
Liegt der Ort der Lieferung von Gas, Strom, Wärme oder Kälte mittels entsprechender Netze im
Inland, ist das Reverse-Charge-Verfahren dann anzuwenden, wenn der Lieferer im Ausland an-
sässig ist (§ 13b Abs. 2 Nr. 5 Buchst. a UStG i. V. mit § 3g Abs. 1 UStG).

Darüber hinaus unterliegen Lieferungen von Gas über das Erdgasnetz und Lieferungen von
Elektrizität auch dann dem Reverse-Charge-Verfahren, wenn der Lieferer nicht im Ausland an-
sässig ist, aber der Empfänger der Lieferungen seinerseits als Wiederverkäufer von Gas bzw.
Elektrizität zu qualifizieren ist (§ 13b Abs. 2 Nr. 5 Buchst. b UStG i. V. mit § 13b Abs. 5 UStG).

Ortsbestimmung nach Verwendungsbestimmung
Bei der Lieferung von Gas, Strom, Wärme oder Kälte von einem Unternehmer an einen anderen
Unternehmer unter Verwendung eines Gas-, Strom- Wärme- oder Kältenetzes bestimmt sich
der Ort der Lieferung nach der Verwendungsabsicht des Leistungsempfängers (§ 3g UStG).

Beabsichtigt der Leistungsempfänger die bezogenen Lieferung selbst zu verbrauchen, gilt die
Lieferung als dort ausgeführt, wo sich der Zähler des Abnehmers befindet (Abschn. 3g.1 Abs. 5
UStAE).

Handelt es sich dagegen bei dem Leistungsempfänger um einen Wiederverkäufer, gilt der Sitz-
ort des Leistungsempfängers (bzw. der Sitzort von dessen leistungsbeziehender Betriebsstätte)

35 Hierzu und insbesondere auch zur Einführung des insoweit zur Vermeidung von Steuerausfällen in das UStG eingeführten § 27
Abs. 19 UStG: Huschens, Neuregelungen bei der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers, NWB 32/2014 S.
2396[LAAAE-70367].

36 In der Fassung des Gesetzes zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt Kroatiens zur EU und zur Änderung weite-
rer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266.
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als Ort der umsatzsteuerlichen Lieferung (§ 3g Abs. 1 UStG). Als Wiederverkäufer gilt insoweit
ein Unternehmer, dessen eigener Verbrauch von untergeordneter Bedeutung ist:

>Nach Verwaltungsauffassung ist dies dann der Fall, wenn nicht mehr als 5 % der erworbe-
nen Menge zu eigenen Zwecken verwendet werden (Abschn. 3g.1 Abs. 2 Satz 4 UStAE).

>Werden mehr als 5 %, aber weniger als 10 % der erworbenen Menge zu eigenen Zwecken
verwendet, ist der Verbrauch dann von untergeordneter Bedeutung, wenn im Mittel der ver-
gangenen drei Jahre weniger als 5 % der bezogenen Mengen zu eigenen Zwecken verwen-
det wurden (Abschn. 3g.1 Abs. 3 Satz 2 UStAE) .

Aus Vereinfachungsgründen kann von der Wiederverkäufereigenschaft stets dann ausgegan-
gen werden, wenn der Erwerber zum Zeitpunkt der Ausführung eines entsprechenden Umsat-
zes eine amtliche Bescheinigung37 seines Finanzamts vorlegt, in dem die Wiederverkäuferei-
genschaft bestätigt wird.

Einstweilen frei

8. Emissionszertifikate (§ 13b Abs. 2 Nr. 6 UStG)

Sonstige steuerbare Leistung
Sog. Emissionszertifikate verkörpern die Befugnis, bestimmte Mengen von Treibhausgasen
(insbesondere CO2) emittieren zu dürfen.

Werden

>Berechtigungen nach § 3 Nr. 3 des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes;
>Emissionsreduktionseinheiten nach § 2 Nr. 20 des Projekt-Mechanismen-Gesetzes oder
>zertifizierte Emissionsreduktionen nach § 2 Nr. 21 des Projekt-Mechanismen-Gesetzes

zwischen zwei Unternehmern gehandelt, liegt bei der Übertragung auf einen im Inland ansäs-
sigen Leistungsempfänger eine im Inland steuerbare sonstige Leistung vor, hinsichtlich derer
der Leistungsempfänger zum Steuerschuldner wird (§ 13b Abs. 2 Nr. 6 UStG).

Zeitpunkt der sonstigen Leistung
Die sonstige Leistung wird dann ausgeführt, wenn eine Eintragung auf dem Zertifikatskonto
des Erwerbers im öffentlichen Emissionshandelsregister (§ 14 Treibhausgas-Emissionshandels-
gesetz) erfolgt (§ 16 Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz). Es ist insoweit nicht erheblich, ob
das Zertifikat in der Folge selbst genutzt oder weiter veräußert wird.

Einstweilen frei

9. Lieferung von Abfallstoffen (§ 13b Abs. 2 Nr. 7 UStG)

Gegenstände der Anlage 3 zum UStG
Die Lieferung von Abfallstoffen, die in Anlage 3 zum UStG aufgeführt sind, unterliegt ebenfalls
dem Reverse-Charge-Verfahren (§ 13b Abs. 2 Nr. 7 UStG).

37 Gem. Vordruckmuster USt 1 TH (BMF, Schreiben vom 19. 9. 2013 - S 7279, BStBl 2013 I S. 1217[PAAAE-45072]).
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Präzisierung
Die Abgrenzung innerhalb der einzelnen Positionen der Anlage 3 zum UStG ist durch das
BMF umfassend beschrieben (Abschn. 13b.4 Abs. 1 UStAE) und nachfolgend redaktionell
angepasst aufgeführt:

Schlacken u. Ä.
>Unter Nummer 1 der Anlage 3 des UStG fallen nur granulierte Schlacken (Schlackensand)

aus der Eisen- und Stahlherstellung im Sinne der Unterposition 2618 00 00 des Zolltarifs.

Hinweis
Hierzu gehört granulierte Schlacke (Schlackensand), die zum Beispiel durch rasches
Eingießen flüssiger, aus dem Hochofen kommender Schlacken in Wasser gewonnen
wird.
Nicht hierzu gehören dagegen mit Dampf oder Druckluft hergestellte Schlackenwolle
sowie Schaumschlacke, die man erhält, wenn man schmelzflüssiger Schlacke etwas
Wasser zusetzt, und Schlackenzement.

>Unter Nummer 2 der Anlage 3 des UStG fallen nur Schlacken (ausgenommen granulierte
Schlacke), Zunder und andere Abfälle der Eisen- und Stahlherstellung im Sinne der Unterpo-
sition 2619 00 des Zolltarifs.

Hinweis
Die hierzu gehörenden Schlacken bestehen entweder aus Aluminium- oder Calciumsili-
caten, die beim Schmelzen von Eisenerz (Hochofenschlacke), beim Raffinieren von Roh-
eisen oder bei der Stahlherstellung (Konverterschlacke) entstehen. Diese Schlacken ge-
hören auch dann hierzu, wenn ihr Eisenanteil zur Wiedergewinnung des Metalls aus-
reicht. Außerdem gehören Hochofenstaub und andere Abfälle oder Rückstände der Ei-
sen- oder Stahlherstellung hierzu, sofern sie nicht bereits von Nummer 8 der Anlage 3
des UStG umfasst sind.
Nicht hierzu gehören dagegen phosphorhaltige Schlacken (Thomasphosphat-Schla-
cke). Bei der Lieferung von nach der Düngemittelverordnung hergestellten Konverter-
und Hüttenkalken wird es aus Vereinfachungsgründen nicht beanstandet, wenn die
Unternehmer übereinstimmend die Regelversteuerung (also nicht das Reverse-Charge-
Verfahren) angewendet haben soweit der Umsatz hierbei in zutreffender Höhe ver-
steuert wurde.

>Unter Nummer 3 der Anlage 3 des UStG fallen nur Schlacken, Aschen und Rückstände (aus-
genommen solche der Eisen- und Stahlherstellung), die Metalle, Arsen oder deren Verbin-
dungen enthalten, im Sinne der Position 2620 des Zolltarifs.

Hinweis
Hierzu gehören Schlacken, Aschen und Rückstände (andere als solche der Nummern 1,
2 und 7 der Anlage 3 des UStG, vgl. Nummern 1, 2 und 7), die Arsen und Arsenverbin-
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dungen (auch Metalle enthaltend), Metalle oder deren Verbindungen enthalten und
die eine Beschaffenheit aufweisen, wie sie zum Gewinnen von Arsen oder Metall oder
zum Herstellen von Metallverbindungen verwendet werden. Derartige Schlacken,
Aschen und Rückstände fallen bei der Aufarbeitung von Erzen oder von metallurgi-
schen Zwischenerzeugnissen (z. B. Matten) an oder stammen aus elektrolytischen, che-
mischen oder anderen industriellen Verfahren, die keine mechanischen Bearbeitungen
einschließen.
Nicht hierzu gehören Aschen und Rückstände vom Verbrennen von Siedlungsabfällen,
Schlämme aus Lagertanks für Erdöl (überwiegend aus solchen Ölen bestehend), che-
misch einheitliche Verbindungen sowie Zinkstaub, der durch Kondensation von Zink-
dämpfen gewonnen wird.

Abfälle von Kunststoffen u. Ä.
>Unter Nummer 4 der Anlage 3 des UStG fallen nur Abfälle, Schnitzel und Bruch von Kunst-

stoffen der Position 3915 des Zolltarifs.

Hinweis
Diese Waren können entweder aus zerbrochenen oder gebrauchten Kunststoffwaren,
die in diesem Zustand eindeutig für den ursprünglichen Verwendungszweck un-
brauchbar sind, bestehen oder es sind Bearbeitungsabfälle (Späne, Schnitzel, Bruch
usw.). Gewisse Abfälle können als Formmasse, Lackrohstoffe, Füllstoffe usw. wieder
verwendet werden. Außerdem gehören hierzu Abfälle, Schnitzel und Bruch aus einem
einzigen duroplastischen Stoff oder aus Mischungen von zwei oder mehr thermoplasti-
schen Stoffen, auch wenn sie in Primärformen umgewandelt worden sind. Hierunter
fallen auch Styropor sowie gebrauchte (leere) Tonerkartuschen und Tintenpatronen,
soweit diese nicht von Position 8443 des Zolltarifs erfasst sind.
Nicht hierzu gehören jedoch Abfälle, Schnitzel und Bruch aus einem einzigen thermo-
plastischen Stoff, in Primärformen umgewandelt.

>Unter Nummer 5 der Anlage 3 des UStG fallen nur Abfälle, Bruch und Schnitzel von Weich-
kautschuk, auch zu Pulver oder Granulat zerkleinert, der Unterposition 4004 00 00 des Zoll-
tarifs.

Hinweis
Hierzu gehören auch zum Runderneuern ungeeignete gebrauchte Reifen sowie Granu-
late daraus.
Nicht dazu gehören zum Runderneuern geeignete gebrauchte Reifen sowie Abfälle,
Bruch, Schnitzel, Pulver und Granulat aus Hartkautschuk.

>Unter Nummer 6 der Anlage 3 des UStG fallen nur Bruchglas und andere Abfälle und Scher-
ben von Glas der Unterposition 7001 00 10 des Zolltarifs.
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Hinweis
Der Begriff „Bruchglas” bezeichnet zerbrochenes Glas zur Wiederverwertung bei der
Glasherstellung.

Schrott von Edelmetall u. Ä.
>Unter Nummer 7 der Anlage 3 des UStG fallen nur Abfälle und Schrott von Edelmetallen

oder Edelmetallplattierungen sowie andere Abfälle und Schrott, Edelmetalle oder Edelme-
tallverbindungen enthaltend, von der hauptsächlich zur Wiedergewinnung von Edelmetal-
len verwendeten Art, im Sinne der Position 7112 des Zolltarifs. Hierzu gehören Abfälle und
Schrott, die Edelmetalle enthalten und ausschließlich zur Wiedergewinnung des Edelmetalls
oder als Base zur Herstellung chemischer Erzeugnisse geeignet sind.

Hinweis
Hierher gehören auch Abfälle und Schrott aller Materialien, die Edelmetalle oder Edel-
metallverbindungen von der hauptsächlich zur Wiedergewinnung von Edelmetallen
verwendeten Art enthalten. Hierunter fallen ebenfalls durch Zerbrechen, Zerschlagen
oder Abnutzung für ihren ursprünglichen Verwendungszweck unbrauchbar gewordene
alte Waren (Tischgeräte, Gold- und Silberschmiedewaren, Katalysatoren in Form von
Metallgeweben usw.); ausgenommen sind daher Waren, die – mit oder ohne Repara-
tur oder Aufarbeiten – für ihren ursprünglichen Zweck brauchbar sind oder (ohne An-
wendung eines Verfahrens zum Wiedergewinnen des Edelmetalls) zu anderen Zwe-
cken gebraucht werden können. Eingeschmolzener und zu Rohblöcken, Masseln oder
ähnlichen Formen gegossener Abfall und Schrott von Edelmetallen ist als unbearbeite-
tes Metall einzureihen und fällt deshalb nicht unter Nummer 7 der Anlage 3 des UStG,
sondern unter Nummer 1 oder 2 der Anlage 4 des UStG. Sofern es sich um Gold han-
delt, kann § 13b Abs. 2 Nr. 9 UStG in Betracht kommen (vgl. Abschn. 13b.6 UStAE).

>Unter Nummer 8 der Anlage  3 des UStG fallen nur Abfälle und Schrott aus Eisen oder Stahl
sowie Abfallblöcke aus Eisen oder Stahl der Position 7204 des Zolltarifs.

Hinweis
Hierzu gehören Abfälle und Schrott, die beim Herstellen oder beim Be- und Verarbeiten
von Eisen oder Stahl anfallen, und Waren aus Eisen oder Stahl, die durch Bruch, Ver-
schnitt, Verschleiß oder aus anderen Gründen als solche endgültig unbrauchbar sind.
Als Abfallblöcke aus Eisen oder Stahl gelten grob in Masseln oder Rohblöcke ohne
Gießköpfe gegossene Erzeugnisse mit deutlich sichtbaren Oberflächenfehlern, die hin-
sichtlich ihrer chemischen Zusammensetzung nicht den Begriffsbestimmungen für
Roheisen, Spiegeleisen oder Ferrolegierungen entsprechen. Hinsichtlich der Lieferung
von Roheisen, Spiegeleisen und massiven stranggegossenen, nur vorgewalzten oder
vorgeschmiedeten Erzeugnissen aus Eisen oder Stahl, vgl. Abschn. 13b.7a Abs. 1 Satz 1
Nr. 3 UStAE.

>Unter Nummer 9 der Anlage 3 des UStG fallen nur Abfälle und Schrott aus Kupfer der Positi-
on 7404 des Zolltarifs.
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Hinweis
Hierzu gehören Abfälle und Schrott, die beim Herstellen oder beim Be- und Verarbeiten
von Kupfer anfallen, und Waren aus Kupfer, die durch Bruch, Verschnitt, Verschleiß
oder aus anderen Gründen als solche endgültig unbrauchbar sind. Außerdem gehört
hierzu der beim Ziehen von Kupfer entstehende Schlamm, der hauptsächlich aus Kup-
ferpulver besteht, das mit den beim Ziehvorgang verwendeten Schmiermitteln ver-
mischt ist.

>Unter Nummer 10 der Anlage 3 des UStG fallen nur Abfälle und Schrott aus Nickel der Posi-
tion 7503 des Zolltarifs.

Hinweis
Hierzu gehören Abfälle und Schrott, die beim Herstellen oder beim Be- und Verarbeiten
von Nickel anfallen, und Waren aus Nickel, die durch Bruch, Verschnitt, Verschleiß oder
aus anderen Gründen als solche endgültig unbrauchbar sind.

>Unter Nummer 11 der Anlage 3 des UStG fallen nur Abfälle und Schrott aus Aluminium der
Position 7602 des Zolltarifs.

Hinweis
Hierzu gehören Abfälle und Schrott, die beim Herstellen oder beim Be- und Verarbeiten
von Aluminium anfallen, und Waren aus Aluminium, die durch Bruch, Verschnitt, Ver-
schleiß oder aus anderen Gründen als solche endgültig unbrauchbar sind.

>Unter Nummer 12 der Anlage 3 des UStG fallen nur Abfälle und Schrott aus Blei der Position
7802 des Zolltarifs.

Hinweis
Hierzu gehören Abfälle und Schrott, die beim Herstellen oder beim Be- und Verarbeiten
von Blei anfallen, und Waren aus Blei, die durch Bruch, Verschnitt, Verschleiß oder aus
anderen Gründen als solche endgültig unbrauchbar sind.

>Unter Nummer 13 der Anlage 3 des UStG fallen nur Abfälle und Schrott aus Zink der Positi-
on 7902 des Zolltarifs.

Hinweis
Hierzu gehören Abfälle und Schrott, die beim Herstellen oder beim Be- und Verarbeiten
von Zink anfallen, und Waren aus Zink, die durch Bruch, Verschnitt, Verschleiß oder aus
anderen Gründen als solche endgültig unbrauchbar sind.

>Unter Nummer 14 der Anlage 3 des UStG fallen nur Abfälle und Schrott aus Zinn der Positi-
on 8002 des Zolltarifs.
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Hinweis
Hierzu gehören Abfälle und Schrott, die beim Herstellen oder beim Be- und Verarbeiten
von Zinn anfallen, und Waren aus Zinn, die durch Bruch, Verschnitt, Verschleiß oder
aus anderen Gründen als solche endgültig unbrauchbar sind.

>Unter Nummer 15 der Anlage 3 des UStG fallen nur Abfälle und Schrott der in den Positio-
nen 8101 bis 8113 des Zolltarifs genannten anderen unedlen Metalle.

Hinweis
Hierzu gehören Abfälle und Schrott, die beim Herstellen oder beim Be- und Verarbeiten
der genannten unedlen Metallen anfallen, sowie Waren aus diesen unedlen Metallen,
die durch Bruch, Verschnitt, Verschleiß oder aus anderen Gründen als solche endgültig
unbrauchbar sind. Zu den unedlen Metallen zählen hierbei Wolfram, Molybdän, Tantal,
Magnesium, Cobalt, Bismut (Wismut), Cadmium, Titan, Zirconium, Antimon, Mangan,
Beryllium, Chrom, Germanium, Vanadium, Gallium, Hafnium, Indium, Niob (Columbi-
um), Rhenium, Thallium und Cermet.

Elektroschrott u. Ä.
>Unter Nummer 16 der Anlage 3 des UStG fallen nur Abfälle und Schrott von elektrischen Pri-

märelementen, Primärbatterien und Akkumulatoren; ausgebrauchte elektrische Primärele-
mente, Primärbatterien und Akkumulatoren im Sinne der Unterposition 854810 des Zollta-
rifs.

Hinweis
Diese Erzeugnisse sind im Allgemeinen als Fabrikationsabfälle erkennbar, oder sie be-
stehen entweder aus elektrischen Primärelementen, Primärbatterien oder Akkumula-
toren, die durch Bruch, Zerstörung, Abnutzung oder aus anderen Gründen als solche
nicht mehr verwendet werden können oder nicht wiederaufladbar sind, oder aus
Schrott davon. Ausgebrauchte elektrische Primärelemente und Akkumulatoren dienen
im Allgemeinen zur Rückgewinnung von Metallen (Blei, Nickel, Cadmium), Metallver-
bindungen oder Schlacken.

Einholung einer unverbindlichen Zolltarifauskunft
Oftmals wird es dem Rechtsanwender nicht möglich sein, mit hinreichender Sicherheit zu be-
stimmen, ob der gelieferte Gegenstand unter die Anlage 3 zum UStG zu subsumieren ist. Zum
Zwecke der Feststellung, ob ein Stoff die Anforderung an die Eingruppierung in eine bestimmte
Zolltarifnummer erfüllt, besteht die Möglichkeit, bei den Bildungs- und Wissenschaftszentren
der Bundesfinanzverwaltung eine sog. „unverbindliche Zolltarifauskunft für Umsatzsteuer-
zwecke” einzuholen.
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Praxistipp
Dem Antrag auf eine unverbindliche Zolltarifauskunft für Umsatzsteuerzwecke sind Wa-
renmuster, Proben oder zumindest hinreichend konkretisierende Fotos, Beschreiben o. Ä.
beizufügen. Die Erteilung der unverbindlichen Zollauskunft für Umsatzsteuerzwecke ist
kostenlos, soweit keine chemisch-physikalische Untersuchung zur Bestimmung der Ware
erforderlich ist.

Hinweis
Das zuständige Finanzamt des Antragsstellers erhält automatisch eine Kopie der unver-
bindlichen Zolltarifauskunft für Umsatzsteuerzwecke. Da die Zolltarifauskunft unverbind-
lich ist, kann die Auskunft selbst einerseits nicht verfahrensrechtlich angefochten werden,
andererseits ist die Finanzverwaltung auch nicht an die erteilte Auskunft gebunden. Es
kann also im Rahmen der Umsatzsteuerfestsetzung bzw. von Außenprüfungen dennoch zu
einer abweichenden Einschätzung kommen. Die unverbindliche Zollauskunft ist daher kei-
nesfalls mit einer Verbindlichen Auskunft (§ 89 Abs. 2 AO) gleichzustellen.

Zusammengesetzte Lieferungen
Erfolgt keine reine Lieferung von Gegenständen, die in der Anlage 3 zum UStG erfasst sind, ist
zu unterscheiden, ob es sich um eine zusammengesetzte Lieferung oder die Lieferung von
Mischstoffen handelt.

Bei zusammengesetzten Lieferungen werden gleichzeitig Lieferungen von unter die Anlage 3
zum UStG fallenden Gegenständen und von dem regulären Besteuerungsverfahren unterlie-
genden Gegenständen ausgeführt.

Dies führt dazu, dass obwohl u. U. ein einheitlicher wirtschaftlicher Vorgang vorliegt, bei der
Rechnungsstellung zu beachten ist, dass zwei unterschiedliche Steuerschuldner vorliegen. Teil-
weise wird die Steuer vom Leistungsempfänger geschuldet (soweit Gegenstände geliefert wer-
den die unter Anlage 3 zum UStG zu subsumieren sind), teilweise ist der leistende Unterneh-
mer der Steuerschuldner und muss insoweit eine Rechnung mit offenem Umsatzsteueraus-
weis ausstellen (Abschn. 13.4 Abs. 2 UStAE).

Mischstoffe
Werden Mischstoffe geliefert, also Stoffzusammensetzungen, die sowohl aus von der Anlage 3
zum UStG erfassten Stoffen als auch aus anderen Materialien bestehen, ist grds. ebenfalls eine
getrennte Beurteilung erforderlich (Abschn. 13b.4 Abs. 3 Satz 1 UStAE). Da eine solche getrenn-
te Beurteilung bei Stoffzusammensetzungen im Regelfall nicht möglich sein wird, ist hinsicht-
lich der insgesamten Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens danach zu unterscheiden,
„welcher Bestandteil der Stoffzusammensetzung den prägenden Charakter verleiht” 38.

Nicht mehr gebrauchsfähige Maschinen, Fahrzeuge und Elektrogeräte
Sind Maschinen, Elektro- oder Elektronikgeräte, Heizkessel oder Fahrzeuge durch Bruch, Ver-
schleiß oder aus ähnlichen Gründen nicht mehr verwendungsfähig, kann aus Vereinfachungs-

38 Zugmaier/Salder, DStR 19/2011 S. 896.
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gründen ohne weitere Prüfung davon ausgegangen werden, dass das Reverse-Charge-Verfah-
ren anwendbar ist. Dies gilt auch in den Fällen, in denen die jeweiligen Gegenstände über eine
eigene – nicht in der Anlage 3 zum UStG aufgeführte Zolltarifposition verfügen (Abschn. 13.4
Abs. 3 Satz 3 UStAE).

Hinweis
Die Lieferung nicht mehr verwendungsfähiger landwirtschaftlicher Geräte im Rahmen der
Durchschnittssätze für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (§ 24 UStG) schließt die An-
wendung des Reverse-Charge-Verfahrens aus (Abschn. 13.4 Abs. 3 Satz 4 UStAE).

Tauschähnliche Umsätze
Gerade im Rahmen der Lieferungen von Abfallstoffen die in Anlage 3 zum UStG erfasst sind,
werden oftmals tauschähnliche Umsätze ausgeführt, da die Abholung der entsprechenden
Stoffe als Entsorgungsleistung einen eigenen wirtschaftlichen Wert besitzen kann, der auch im
Rahmen der Rechnungsstellung berücksichtigt werden muss 39.

10. Gebäudereinigungsleistungen (§ 13b Abs. 2 Nr. 8 UStG)

Werden Reinigungsdienstleistungen von Gebäuden oder Gebäudeteilen erbracht, unterliegen
diese dem Reverse-Charge-Verfahren, wenn der Leistungsempfänger seinerseits nachhaltig
Gebäudereinigungsdienstleistungen erbringt (§ 13b Abs. 2 Nr. 8 UStG, § 13b Abs. 5 Satz 5
UStG).

a) Begriff der Gebäudereinigungsdienstleistung

Gebäudebegriff/Gebäudereinigungsdienstleistung
Als Gebäude im Sinne der Reinigungsdienstleistungen gelten auf Dauer fest mit dem Grund
und Boden verbundene Bauwerke. Nur vorübergehend mit dem Grund und Boden verbundene
Baulichkeiten sollen insoweit nicht als Gebäude gelten (Abschn. 13b.5 Abs. 1 Satz 2 UStAE). Zu
den nur vorübergehend verbundenen Baulichkeiten zählen u. a. Wohncontainer, Kioske und
Tribünen.

Das Reverse-Charge-Verfahren findet auf Innenreinigungen und Außenreinigungen Anwen-
dung.

Beispiele für erfasste Gebäudereinigungsdienstleistungen
Neben anderen fallen folgende Reinigungsleistungen unter den Anwendungsbereich des Re-
verse-Charge-Verfahrens40:

>Innenraumreinigungen;
>Hausfassadenreinigungen (wobei Reinigungsarbeiten, welche die Gebäudesubstanz verän-

dern, als Bauleistungen gem. § 13b Abs. 2 Nr. 4 UStG gelten);
>Fensterputzarbeiten;

39 Hierzu ausführlich: BMF, Schreiben vom 20. 9. 2012 - S 7203, BStBl 2012 I S. 944[PAAAE-18008].
40 Abschn. 13b.5 Abs. 2 UStAE.
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>Reinigung von Dachrinnen und Fallrohren;
>Bauendreinigungsarbeiten;
>Reinigungsarbeiten an haustechnischen Anlagen. Nicht erfasst sind solche Arbeiten, die wie

etwa die Reinigung einer Heizungsbrennkammer, als Wartungsarbeiten anzusehen sind.

Hinweis
Nach Verwaltungsauffassung sollen auch Hausmeisterdienste und die Objektbetreuung
insgesamt als Gebäudereinigungsdienstleistung gelten, wenn sie auch Gebäudereini-
gungsleistungen beinhalten (Abschn. 13b.5 Abs. 2 Nr. 7 UStAE).

Keine Gebäudereinigungsdienstleistungen
Nicht als Gebäudereinigungsdienstleistungen sind insbesondere die folgenden Leistungen zu
qualifizieren41:

>Schornsteinreinigungsleistungen;
>Schädlingsbekämpfung;
>Winterdienst;
>Reinigungsleistungen an einzelnen Gegenständen wie Möbeln, Teppichen, Matratzen, Bett-

wäsche, Gardinen und Vorhängen, Geschirr, Jalousien und Bildern. Dies gilt auch, wenn die
Gegenstände innerhalb eines Gebäudes gereinigt werden. Werden die genannten Gegen-
stände dagegen zusammengefasst gereinigt, dürfte von einer insgesamten Innenraumreini-
gung auszugehen sein, die dem Reverse-Charge-Verfahren unterliegt.

Hinweis
Arbeitnehmerüberlassungen gelten nicht als Gebäudereinigungsleistung, auch wenn die
überlassenen Arbeitnehmer ausschließlich Gebäudereinigungsdienstleistungen erbringen
sollen.

b) Anwendbarkeit nur für Reinigungsdienstleister als Leistungsempfänger

Nachhaltige Erbringung von Gebäudereinigungsdienstleistungen
Genau wie bei Bauleistungen sollen vor allem Subunternehmerfälle dem Reverse-Charge-Ver-
fahren unterliegen. Somit muss zur Anwendbarkeit auch der Leistungsempfänger selbst nach-
haltig Gebäudereinigungsdienstleistungen erbringen (§ 13b Abs. 5 Satz 5 UStG).

Es ist jedoch nicht erforderlich, dass die empfangende Gebäudereinigungsleistung unmittelbar
zur Erbringung einer eigenen Gebäudereinigungsleistung auf der Ausgangsseite verwendet
wird.

Nachdem es hinsichtlich der nachhaltigen Erbringung von Bauleistungen zu erheblichen Irrita-
tionen darüber gekommen war, ob denn eine Verwaltungsanweisung aus Vereinfachungs-
gründen den Gesetzestext so uminterpretieren könne, dass aus Vereinfachungsgründen nicht
mehr auf die konkrete Verwendung eines Eingangsumsatzes abzustellen sei, sondern auf die

41 Abschn. 13b.5 Abs. 2 UStAE
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allgemeine Verwendung von Eingangsumsätzen zur Erbringung gleichartiger Ausgangsumsät-
ze42, ist § 13b Abs. 5 Satz 5 UStG diesbezüglich neu gefasst worden.

Die bisherige Praxis, immer dann von der nachhaltigen Erbringung von Gebäudereinigungs-
dienstleistungen auszugehen, wenn

>der Leistungsempfänger zu mehr als 10 % seiner Gesamtumsätze Gebäudereinigungsleis-
tungen ausführt (Abschn. 13b.5 Abs. 4 Satz 2 UStAE a. F.) oder

>der Leistungsempfänger dem leistenden Unternehmer eine zum Zeitpunkt der Leistungser-
bringung gültige Bescheinigung zum Nachweis zur Steuerschuldnerschaft des Leistungs-
empfängers bei der Reinigung von Gebäuden und Gebäudeteilen43 vorlegt ( Abschn. 13b.5
Abs. 4 Satz 5 UStAE).

wurde als nicht gesetzeskonform verworfen44.

Mit Wirkung zum 1. 10. 2014 wurde stattdessen gesetzlich normiert, dass eine nachhaltige Er-
bringung von Gebäudereinigungsdienstleistungen durch den Leistungsempfänger stets dann
vorliegt, wenn das zuständige Finanzamt eine Bescheinigung über die „Gebäudereinigereigen-
schaft “ ausstellt (§ 13b Abs. 5 Satz 5 UStG45).

Hinweis
Dies gilt selbstverständlich nicht, wenn eine gefälschte amtliche Bescheinigung vorgelegt
wird und dies dem leistenden Unternehmer bekannt war.

Aufgehoben

Ausländischer Leistungserbringer
Ist der leistende Unternehmer nicht im Inland ansässig, kommt das Reverse-Charge-Verfahren
auch dann zur Anwendung, wenn der Leistungsempfänger selbst nicht nachhaltig Gebäuderei-
nigungsleistungen erbringt. In diesem Fall bestimmt sich die Anwendung nicht nach der Spezi-
alregelung für Gebäudereinigungsdienstleistungen (§ 13b Abs. 2 Nr. 8 UStG), sondern nach der
allgemeinen Regelung zur Besteuerung von Dienstleistungen ausländischer Unternehmer
(§ 13b Abs. 1 UStG für im EU-Ausland ansässige Unternehmer, § 13b Abs. 2 Nr. 1 UStG für im
Drittland ansässige Unternehmer).

Einstweilen frei

11. Goldlieferungen (§ 13b Abs. 2 Nr. 9 UStG)

Bestimmte Lieferungen von Gold unterliegen ebenfalls dem Reverse-Charge-Verfahren (§ 13b
Abs. 2 Nr. 9 UStG) 46.

42 BFH, Urteil vom 22. 8. 2013 - V R 37/10, BStBl 2014 II S. 128[PAAAE-50006].
43 Siehe Arbeitshilfe: Vordruck USt 1 TG .
44 Hierzu und zu den sich hieraus ergebenden steuerlichen Risiken für die beteiligten Unternehmer: Becker, Gebäudereinigungsleis-

tungen - Risiken für Vermieter und Hausverwalter, NWB 18/2014 S. 1348 [NAAAE-62168].
45 In der Fassung des Gesetzes zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt Kroatiens zur EU und zur Änderung weite-

rer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266.
46 Hättich/Renz, NWB 38/2011 S. 3198[XAAAD-91034].
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Maßgebliche Goldlieferungen

Das Reverse-Charge-Verfahren für Goldumsätze umfasst47:

>Lieferungen von Gold mit einem Feingehalt von mehr 325 Tausendsteln als

• Gold in Rohform
• als Halbzeug (Position 7108 des Zolltarifs) oder
• in Form von Goldplattierungen (Position 7109 des Zolltarifs).

Dabei ist unter Halbzeug ein bereits vorgefertigtes Materialelement zu verstehen, das als
Grundlage für die weitere Bearbeitung dient, z. B. ein Ringrohling oder Blech zur Verwendung
bei einem Juwelier.

Eine Goldplattierung ist ein Verbundwerkstoff, bei dem eine Goldschicht auf ein anderes Me-
tall aufgebracht wurde. Dies erfolgt regelmäßig in Form des Aufwalzens oder mittels galvano-
technischer Verfahren.

Präzisierung
Da nach Verwaltungsauffassung auch platiniertes Gold (Gold, welches mit einer Platin-
schicht überzogen wurde) in den Anwendungsbereich des Reverse-Charge-Verfahrens fällt
(Abschn. 13b.6 Satz 1 UStAE), ist davon auszugehen, dass auch Lieferungen von Goldpul-
ver, das zwar nicht unmittelbar im Gesetzestext genannt wird (vgl. § 13b Abs. 2 Nr. 9
UStG), aber ebenfalls in der Zolltarifposition 7108 beschrieben ist, unter das Reverse-Char-
ge-Verfahren fallen sollen.

Lieferungen von Anlagegold
Soweit es sich bei dem Liefergegenstand um Anlagegold handelt, ist zu beachten, dass diese
Lieferungen grds. steuerbefreit sind (§ 25c Abs. 1 UStG).

Es besteht aber die Möglichkeit, Lieferungen an andere Unternehmer für dessen unternehmer-
ische Zwecke als steuerpflichtig zu behandeln (§ 25c Abs. 3 UStG).

Als Anlagegold gelten:

>Goldbarren oder -plättchen mit einem Feingehalt von mind. 995 Tausendsteln und
>Goldmünzen mit einem Feingehalt von mindestens 990 Tausendsteln soweit diese in ihrem

Ursprungsland als gesetzliches Zahlungsmittel akzeptiert werden oder wurden. Dabei dür-
fen solche Goldmünzen nicht vor dem Jahr 1801 geprägt worden sein und der übliche Ver-
kaufspreis darf zur Inanspruchnahme der Steuerbefreiung 180 % des marktüblichen Preises
des enthaltenen Golds nicht übersteigen.

Präzisierung
Lieferungen von sog. Industriegold mit einem Goldanteil von weniger als 995 Tausendstel
sowie von Granalien (vorrangig zur Schmuckherstellung verwendete kleine Goldkugeln

47 Der Vollständigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass Lieferungen von Gold, in Rohform oder als Halbzeug oder Pulver, zu nicht
monetären Zwecken; Goldplattierungen auf unedlen Metallen oder auf Silber, in Rohform oder als Halbzeug ( Zolltarif Unterpositi-
onen 7108 11 00, 7108 12 00 und 7108 13 und Unterposition 7109 00 00) nach der Regelung des § 13b Abs. 2 Nr. 11 UStG ebenfalls
dem Reverse-Charge-Verfahren unterliegen. Siehe hierzu ausführlich Rn. 155
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von hoher Reinheit) unterfallen nicht der Steuerbefreiung für Anlagegold und unterliegen
somit dem Reverse-Charge-Verfahren, wenn der Goldgehalt des entsprechenden Materials
325 Tausendstel überschreitet und es in Rohform geliefert wird, oder unter die Zolltarifpo-
sitionen 7108 oder 7109 fällt.

Lieferungen an Zentralbanken und von gesetzlichen Zahlungsmitteln, börsen-
mäßiger Handel
Da Lieferungen von Gold an Zentralbanken (§ 4 Nr. 4 UStG) und die Lieferungen von Goldmün-
zen als gesetzliches Zahlungsmittel (§ 4 Nr. 8b UStG) ebenso wie Goldlieferungen im sog. bör-
senmäßigen Handel (§ 18 Abs. 7 UStG, §§ 48, 49UStDV) generell steuerbefreit sind, kommt
auch insoweit das Reverse-Charge-Verfahren nicht zur Anwendung.

Goldübertragungen mittels Edelmetallgewichtskonten & Übertragungen von
Miteigentumsanteilen
Goldgeschäfte werden zunehmend nicht mehr im Rahmen der physischen Übergabe von Gold-
barren oder Münzen, sondern durch die Gutschrift auf sog. Edelmetallgewichtskonten oder die
Übertragung von Miteigentumsanteilen an Edelmetallbeständen abgewickelt, die bei Zentral-
banken hinterlegt wurden. Dabei bildet die Gutschrift auf einem Edelmetallkonto einen (unbe-
dingten) Lieferanspruch gegenüber dem Kontoführer ab. Miteigentumsanteile an Edelmetall-
beständen stellen einen ideellen Anteil an einem Edelmetallbestand dar.

Nach der Rechtsprechung des EuGH zur Übertragung von Miteigentumsanteilen an Grundstü-
cken müssten auch Goldübertragungen mittels Edelmetallgewichtskonten und Miteigentum-
santeilen als Lieferung gelten, und damit unter den Anwendungsbereich des Reverse-Charge-
Verfahrens fallen 48. Die Finanzverwaltung geht jedoch grds. weiterhin davon aus, dass die
Übertragung von Miteigentumsanteilen als sonstige Leistung zu qualifizieren ist (Abschn. 3.5
Abs. 3 Nr. 2 UStAE und fingiert lediglich für die Übertragung von Anlagegold eine Lieferung
(Abschn. 25c Abs. 1 Satz 1 Buchst. a UStAE) 49.

Hinweis
Im Ergebnis ist daher u. E. bei Goldgeschäften mittels Edelmetallgewichtskonten und der
Übertragung von Miteigentumsanteilen nur dann das Reverse-Charge-Verfahren anzu-
wenden, wenn das zugrundeliegende Gold als Anlagegold zu qualifizieren ist und insoweit
zur Umsatzsteuerpflicht optiert wurde. Die Übertragung von Goldbeständen an „Nichtan-
lagegold” sollte insoweit nicht dem Reverse-Charge-Verfahren unterliegen.

48 EuGH, Urteil vom 15. 12. 2005 - Rs. C-63/04, „Centralan Property Ltd.” [YAAAB-79465].
49 Ausführlich: Scholz, EU-UStB 2008 S. 26.
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12. Lieferung von Mobilfunkgeräten, Tablet-Computern50, Spielekonsolen51

und integrierten Schaltkreisen (§ 13b Abs. 2 Nr. 10 UStG)

Die Lieferung von Mobilfunkgeräten, Tablet-Computern52, Spielekonsolen53 und integrierten
Schaltkreisen führt dann zur Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens (§ 13b Abs. 2 Nr. 10
UStG), wenn

>diese (bei integrierten Schaltkreisen) noch nicht zur Lieferung auf der Einzelhandelsstufe ge-
eignet sind und

>ein Grenzwert von 5.000 € überschritten wird.

a) Begriff des Mobilfunkgeräts

Mobilfunk zur Sprachübertragung
Als Mobilfunkgerät gilt nach Auffassung der Finanzverwaltung ein Gerät, das die Übertragung
von Sprachsignalen über ein zugelassenes Mobilfunknetz ermöglicht ( Abschn. 13b.7 Abs. 1 US-
tAE). Hierunter fallen auch Satellitentelefone.

Geräte, die allein der Datenübertragung dienen, gelten demnach nicht als Mobilfunkgerät im
Sinne des Gesetzes. Folgende Geräte fallen nicht unter den Anwendungsbereich der Vorschrift:

>Datenkarten (z. B. UMTS-Sticks);
>Navigationssysteme;
>Spielkonsolen mit integrierten GSM-Karten;
>CB-Funkgeräte und
>On-Board Units.

Notebooks
Nach dem Verständnis der Finanzverwaltung gelten Computer nur dann nicht als Mobilfunk-
gerät, wenn sie eine „Sprachübertragung über drahtlose Mobilfunk-Netzwerke nicht ermögli-
chen” (Abschn. 13b.7 Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 UStAE).

Hinweis
Demzufolge würde nahezu jedes neuere Notebook, welches mit einer Datenkarte ausge-
stattet ist, als Mobilfunkgerät gelten. Eine softwareseitige Sprachübertragung (z. B. via
Skype oder Facetime) ist in diesen Fällen nicht nur möglich, sondern wird regelmäßig be-
reits vorinstalliert. U. E. erscheint eine solche Interpretation vom Gesetzeswortlaut nicht
umfasst, es sollte daher im Einzelfall eine Abstimmung mit der Finanzverwaltung herbei-
geführt werden.

50 In das UStG eingefügt mit Wirkung zum 1. 10. 2014 durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt
Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266.

51 In das UStG eingefügt mit Wirkung zum 1. 10. 2014 durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt
Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266.

52 In das UStG eingefügt mit Wirkung zum 1. 10. 2014 durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt
Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266.

53 In das UStG eingefügt mit Wirkung zum 1. 10. 2014 durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt
Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266.
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Begriff des Tablet-Computers und der Spielekonsole
Das UStG enthält keine Ausführungen dazu, welche Geräte als Tablet-Computer oder Spiel-
ekonsole zu qualifizieren sind. Maßgeblich ist daher die allgemeine Verkehrsauffassung.

b) Begriff des integrierten Schaltkreises

Integrierte Schaltkreise
Zu den integrierten Schaltkreisen sollen insbesondere Chips mit aufgebrachten elektronischen
Schaltungen gehören, die unter die Position 8542 31 90 des Zolltarifs fallen (Abschn. 13b.7
Abs. 2 Satz 6 UStAE). Dies sind „insbesondere monolithische und hybride elektronische integ-
rierte Schaltungen mit in großer Dichte angeordneten und als eine Einheit anzusehenden pas-
siven und aktiven Bauelementen, die sich als Prozessoren bzw. Steuer- und Kontrollschaltun-
gen darstellen”. Computerprozessoren sind generell als integrierte Schaltkreise im Sinne des
Gesetzes anzusehen.

Beispiele für integrierte Schaltkreise

Als verbaute integrierte Schaltkreise sind folgende Gegenstände anzusehen54:

>Platinen, die mit integrierten Schaltkreisen und ggf. mit verschiedenen anderen Bauelemen-
ten bestückt sind;

>Bauteile, in denen mehrere integrierte Schaltkreise zusammengefasst sind;
>zusammengesetzte elektronische Schaltungen;
>Platinen, in die integrierte Schaltkreise integriert sind (sog. Chips on board);
>Speicherkarten mit integrierten Schaltungen (sog. Smart Cards);
>Grafikkarten, Schnittstellenkarten, Soundkarten;
>Speicherkarten und Memory-Sticks.

Keine integrierten Schaltkreise
Dagegen sollen Umsätze mit folgenden elektronischen Komponenten nicht in den Anwen-
dungsbereich des Reverse-Charge-Verfahrens fallen55:

>Verarbeitungseinheiten für automatische Datenverarbeitungsmaschinen (Unterposition
8471 50 00 des Zolltarifs);

>Baugruppen zusammengesetzter elektronischer Schaltungen für automatische Datenverar-
beitungsmaschinen oder für andere Maschinen der Position 8471 (Unterposition 8473 30 20
des Zolltarifs);

>Teile und Zubehör für automatische Datenverarbeitungsmaschinen oder für andere Maschi-
nen der Position 8471 (Unterposition 8473 30 80 des Zolltarifs);

>Antennen;
>elektrotechnische Filter;
>passive elektrische oder elektronische Bauelemente mit festem oder einstellbarem Indukti-

vitätswert;
>Kondensatoren;
>Sensoren.

54 Abschn. 13b.7 Abs. 2 Satz 8 UStAE
55 Abschn. 13b.7 Abs. 2 Satz 7 UStAE
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Keine Eignung zur Lieferung auf der Einzelhandelsstufe
Die Lieferung eines integrierten Schaltkreises fällt nur dann in den Anwendungsbereich des Re-
verse-Charge-Verfahrens, wenn der Leistungsempfänger ein Unternehmer ist (§ 13b Abs. 5
Satz 1 UStG) und der Gegenstand noch nicht in einen zur Lieferung auf der Einzelhandelsstufe
geeigneten Gegenstand eingebaut wurde (§ 13b Abs. 2 Nr. 10 erster Halbsatz UStG).

Durch diese Formulierung soll vermieden werden, dass sämtliche elektronischen Produkte vom
Gesetzeswortlaut erfasst werden. Wird somit ein integrierter Schaltkreis in einen anderen Ge-
genstand eingebaut, verliert der kombinierte Gegenstand bereits seine Eigenschaft als integ-
rierter Schaltkreis. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der kombinierte Gegenstand bereits auf
der Einzelhandelsstufe gehandelt werden kann.

c) Grenzwert von 5.000 €

Sowohl die Lieferung von Mobilfunkgeräten, Tablet-Computern56 und Spielekonsolen57, als
auch die Lieferung von integrierten Schaltkreisen fällt nur dann in den Anwendungsbereich
des Reverse-Charge-Verfahrens, wenn das Gesamtentgelt für entsprechende Lieferungen im
Rahmen eines einheitlichen wirtschaftlichen Vorgangs mindestens 5.000 € beträgt (§ 13b
Abs. 2 Nr. 10 zweiter Halbsatz UStG).

Einheitlicher wirtschaftlicher Vorgang
Als einheitlicher wirtschaftlicher Vorgang ist insofern eine zusammenhängende Übergabe der
Liefergegenstände anzusehen, aber auch eine einheitliche Bestellung oder ein Rahmenvertrag,
der eine konkretes Bestellvolumen mit nachfolgenden Einzelabrufen vorsieht (vgl.
Abschn. 13b.7 Abs. 3 Satz 3 UStAE). Dagegen sollen Lieferungen aus einem Konsignationslager,
bei dem der Kunde die Gegenstände jederzeit in beliebiger Menge entnehmen kann, betrag-
sunabhängig nicht als zusammenhängender wirtschaftlicher Vorgang zu qualifizieren sein
(vgl. Abschn. 13b.7 Abs. 3 Satz 5 Nr. 1 UStAE). Ebenso sollen Lieferungen, in denen zwar grund-
sätzliche Konditionen, nicht aber eine konkrete Bestellmenge festgelegt sind und Lieferungen,
die im Rahmen einer dauerhaften Geschäftsbeziehung ausgeführt werden, nicht als einheitli-
cher wirtschaftlicher Vorgang gelten (vgl. Abschn. 13b.7 Abs. 3 Satz 5 Nr. 2 und Nr. 3 UStAE).

Praxistipp
Ist nicht eindeutig erkennbar, ob der Grenzwert von 5.000 € überschritten werden wird,
wird die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens unabhängig von dem tatsächlichen
Überschreiten des Grenzwerts nicht beanstandet, wenn sich beide Vertragsparteien über
die Anwendung einig sind und der Leistungsempfänger das Reverse-Charge-Verfahren tat-
sächlich durchführt (§ 13b Abs. 5 Satz 6 UStG).

56 In das UStG eingefügt mit Wirkung zum 1. 10. 2014 durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt
Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266; mit Wirkung zum 1. 1. 2015 angepasst
durch das Zollkodex-Anpassungsgesetz (JStG 2015), BGBl 2014 I S. 2417.

57 In das UStG eingefügt mit Wirkung zum 1. 10. 2014 durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt
Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266.
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Hinweis
Führen nachträgliche Entgeltminderungen oder Rückgaben zu einem Unterschreiten der
Betragsgrenze von 5.000 €, bleibt die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens unbe-
rührt (Abschn. 13b.7 Abs. 3 Satz 6 UStAE).

Einstweilen frei

13. Lieferungen von Metallen gem. Anlage 4 zum UStG (§ 13b Abs. 2 Nr. 11
UStG58)

a) Metalle
Neben den bislang schon von der Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens umfassten Liefe-
rungen von bestimmten Goldpositionen (§ 13b Abs. 2 Nr. 9 UStG) und Altmetallen (§ 13b Abs.
2 Nr. 7 UStG) wurde die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens mit Wirkung vom 1. 10.
2014 an auch auf weitere Metallieferungen ausgedehnt, die in der Anlage 4 zum UStG be-
schrieben sind.

Im Einzelnen werden folgende Metalle von der Anlage 4 zum UStG und damit dem Reverse-
Charge-Verfahren umfasst (in Klammern jeweils die Zolltarifposition):

>Silber, in Rohform oder als Halbzeug oder Pulver; Silberplattierungen auf unedlen Metallen,
in Rohform oder als Halbzeug (Positionen 7106 und 7107);

>Platin, in Rohform oder als Halbzeug oder Pulver; Platinplattierungen auf unedlen Metallen,
auf Silber oder auf Gold, in Rohform oder als Halbzeug (Position 7110 und Unterposition
7111 00 00);

>Roheisen oder Spiegeleisen, in Masseln, Blöcken oder anderen Rohformen; Körner und Pul-
ver aus Roheisen, Spiegeleisen, Eisen oder Stahl; Rohblöcke und andere Rohformen aus Eisen
oder Stahl; Halbzeug aus Eisen oder Stahl (Positionen 7201, 7205 bis 7207, 7218 und 7224);

>Nicht raffiniertes Kupfer und Kupferanoden zum elektrolytischen Raffinieren; raffiniertes
Kupfer und Kupferlegierungen, in Rohform; Kupfervorlegierungen; Pulver und Flitter aus
Kupfer (Positionen 7402, 7403, 7405 und 7406);

>Nickelmatte, Nickeloxidsinter und andere Zwischenerzeugnisse der Nickelmetallurgie; Ni-
ckel in Rohform; Pulver und Flitter, aus Nickel (Positionen 7501, 7502 und 7504);

>Aluminium in Rohform; Pulver und Flitter, aus Aluminium (Positionen 7601 und 7603);
>Blei in Rohform; Pulver und Flitter, aus Blei (Position 7801; aus Position 7804);
>Zink in Rohform; Staub, Pulver und Flitter, aus Zink (Positionen 7901 und 7903);
>Zinn in Rohform (Position 8001);
>Andere unedle Metalle in Rohform oder als Pulver (aus Positionen 8101 bis 8112)
>Cermets in Rohform (Unterposition 8113 00 20).

Präzisierung
Lieferungen von Edelmetallen, unedlen Metallen, Selen und Cermets, die nach dem 30. 9.
2014 und vor dem 1. 7. 2015 ausgeführt wurden, können vom leistenden Unternehmer
und vom Leistungsempfänger einvernehmlich so behandelt werden, dass von der Steuer-

58 In das UStG eingefügt mit Wirkung zum 1. 10. 2014 durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt
Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften, BGBl 2014 I S. 1266.
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schuldnerschaft des leistenden Unternehmers nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 UStG ausgegangen
wird (mit Ausnahme der Lieferungen von Gold, soweit sie bereits vor dem 1. 10. 2014 unter
§ 13b Abs. 2 Nr. 9 UStG fielen). Voraussetzung für diese vom BMF geregelte Übergangsre-
gelung ist, dass der Umsatz vom leistenden Unternehmer in zutreffender Höhe versteuert
wird. Handelt es sich um solche Lieferungen, die nach dem 31. 12. 2014 und vor dem 1. 7.
2015 ausgeführt wurden, ist nicht zu beanstanden, wenn die Vertragspartner einvernehm-
lich die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers zugrunde gelegt haben, obwohl
unter Berücksichtigung der Neufassung des § 13b Abs. 2 Nr. 11 UStG und der Anlage 4 des
UStG zum 1. 1. 2015 durch das Zollkodex-Anpassungsgesetz (JStG ) der leistende Unter-
nehmer Steuerschuldner wäre59.

b) Grenzwert von 5.000 €
Ebenso wie bei der Lieferung von Mobilfunkgeräten, Tablet-Computern, Spielekonsolen und in-
tegrierten Schaltkreisen fallen Lieferungen der in Anlage 4 zum UStG genannten Metalle nur
dann in den Anwendungsbereich des Reverse-Charge-Verfahrens, wenn das Gesamtentgelt für
entsprechende Lieferungen im Rahmen eines einheitlichen wirtschaftlichen Vorgangs mindes-
tens 5.000 € beträgt (§ 13b Abs. 2 Nr. 11 zweiter Halbsatz UStG ). Die obigen Ausführungen zu
der Frage, wie ein einheitlicher wirtschaftlicher Vorgang abgegrenzt wird, gelten entspre-
chend.

Einstweilen frei

II. Begriff des im Ausland ansässigen Unternehmers

Ausländischer Unternehmer
Als im Ausland ansässig gilt ein Unternehmer gem. § 13b Abs. 7 Satz 1 UStG grds. dann, wenn
er

>im Inland (§ 1 Abs. 2 UStG) oder
>auf der Insel Helgoland oder
>in Freihäfen des Kontrolltyps I oder
>in den Gewässern zwischen der staatsrechtlichen Hoheitsgrenze und der Strandlinie (§ 1

Abs. 3 UStG)

keine(n)

>Sitz oder
>Wohnsitz oder
>gewöhnlichen Aufenthalt,
>Geschäftsleitung oder
>Betriebsstätte

besitzt oder betreibt.

59 Vgl. BMF, Schreiben vom 13. 3. 2015 - IV D 3 - S 7279/13/10003, BStBl 2015 I S. 234.
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Ansässigkeit im übrigen Gemeinschaftsgebiet
Verfügt ein im Ausland ansässiger Unternehmer über eine(n)

>Sitz oder
>Wohnsitz oder
>gewöhnlichen Aufenthalt,
>Geschäftsleitung oder
>Betriebsstätte

innerhalb des Gebietes der Mitgliedstaaten der EU, gilt er als im übrigen Gemeinschaftsgebiet
ansässig (§ 13b Abs. 7 Satz 2 UStG).

Subsidiarität des Wohnsitzes
Soweit ein Unternehmer zwar einen gewöhnlichen Aufenthalt oder Wohnsitz in Deutschland
besitzt, seine unternehmerische Tätigkeit aber von seinem Sitz, Ort der Geschäftsleitung oder
einer Betriebsstätte im Ausland betreibt, gilt er dennoch als im Ausland ansässiger Unterneh-
mer60. Der private und nicht zu unternehmerischen Zwecken genutzte gewöhnliche Aufenthalt
oder Wohnsitz tritt damit hinter die unternehmerisch veranlassten Einrichtungen des Sitzes,
der Geschäftsleistung oder der Betriebsstätte zurück.

Dieselbe Regelung ist anwendbar, wenn ein Unternehmer seinen gewöhnlichen Aufenthalt
oder Wohnsitz im übrigen Gemeinschaftsgebiet unterhält, seinen Betrieb aber vom Drittland
aus betreibt. In diesem Fall ist der Unternehmer als im Drittland ansässig zu qualifizieren.

Involvierung einer inländischen Betriebsstätte
Verfügt ein ausländischer Unternehmer über eine Betriebsstätte im Inland, gilt er dennoch als
ein im Ausland ansässiger Unternehmer, wenn die Betriebsstätte nicht an diesem Umsatz be-
teiligt ist (§ 13b Abs. 7 Satz 3 UStG).

Präzisierung
Bis zum 31. 12. 2012 ging der Gesetzestext noch davon aus, dass der Unternehmer nur
dann ein ausländischer Unternehmer ist, wenn der Umsatz nicht von der inländischen Be-
triebsstätte ausgeführt wurde. Obwohl die sprachliche Anpassung vermuten lässt, dass ab
dem 1. 1. 2013 der erforderliche Grad der Einbindung durch die Änderung des UStG61 he-
rabgesetzt wurde, sind in der Praxis nur geringe Auswirkungen zu erwarten. Bereits in der
bis zum 31. 12. 2012 bestehenden Rechtslage ging die Finanzverwaltung davon aus, dass
eine Ausführung durch die Betriebsstätte dann vorlag, wenn die technische und personelle
Ausstattung der Betriebsstätte genutzt wird. Rein unterstützende Arbeiten durch die Be-
triebsstätte wie die Buchhaltung, Rechnungsstellung oder Abwicklung der Zahlungen soll-
ten aber nicht als Ausführung gelten (Abschn. 13b.11 Abs. 1 Satz 5 UStAE). Solche Tätigkei-
ten werden aber u. E. auch nach der Gesetzesänderung nicht von der neuen Begrifflichkeit
der Beteiligung an einem Umsatz eingeschlossen 62, da sie in der MwStDVO ausdrücklich

60 Vgl. EuGH, Urteil vom 6. 10. 2011 - Rs. C-421/10[SAAAD-93707].
61 Art. 9 Abs. 5 des Jahressteuergesetzes 2013.
62 Auch der Gesetzesbegründung wird von einer rein redaktionellen Anpassung ausgegangen.
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als Beispiele für eine nicht vorliegende Beteiligung genannt werden (Art. 53 Abs. 2 Satz 2
MwStVO).

Unabhängig von einer tatsächlichen Beteiligung der inländischen Betriebsstätte an einem Um-
satz, ist der Unternehmer dann nicht als ausländischer Unternehmer anzusehen, wenn die
Rechnung unter Verwendung der inländischen USt-IdNr. der Betriebsstätte fakturiert wird
(Art. 53 Abs. 2 Satz 3 MwStVO; Abschn. 13b.11 Abs. 1 Satz 6 UStAE).

Dagegen ist die bloße Erteilung einer USt-IDNr. an den Unternehmer, ohne dass diese im kon-
kreten Fall aktiv verwendet wird, kein Indiz für die Beteiligung einer inländischen Betriebsstät-
te (Abschn. 13b.11 Abs. 2 Satz 5 und 6 UStAE).

Auslandsumsatz eines inländischen Unternehmers
Ein Unternehmer mit Sitz im Inland gilt in keinem Fall als ausländischer Unternehmer. Dies gilt
auch dann, wenn der Umsatz tatsächlich ausschließlich durch eine ausländische Betriebsstätte
ohne Beteiligung es deutschen Stammhauses ausgeführt wird (Art. 54 MwStVO; Abschn. 13b.
11 Abs. 1 Satz 7 UStAE).

Keine Relevanz der Staatsangehörigkeit
Unabhängig von der Rechtsform des Unternehmers ist die Staatsangehörigkeit einer natürli-
chen Person (z. B. eines Einzelunternehmers oder des Alleingeschäftsführers einer GmbH) nicht
erheblich für das Vorliegen einer Ansässigkeit im In- oder Ausland.

Beispiel
Einzelunternehmer N ist deutscher Staatsbürger mit Wohn- und Betriebssitz in den Nieder-
landen. Er führt im grenznahen Bereich regelmäßig Dienstleistungen aus.

Unabhängig von der persönlichen Staatsangehörigkeit des N, gelten die Umsätze des Un-
ternehmens von N stets als von einem im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unter-
nehmen erbracht, da sich dort der Sitz des Betriebs von N befindet.

Besonderheiten bei inländischem Grundvermögen
Besitzt ein im Ausland ansässiger Unternehmer ein im Inland belegenes Grundstück, ist er hin-
sichtlich unmittelbar mit diesem Grundstück zusammenhängender Vermietungsumsätze als
im Inland ansässig zu behandeln (Abschn. 13b.11 Abs. 2 Satz 2 UStAE). Diese Sonderregelung
infiziert jedoch keine sonstigen Umsätze dieses Unternehmers.

Maßgeblichkeit der Verhältnisse zum Zeitpunkt des Umsatzes
Der für die Bestimmung der Ansässigkeit maßgebliche Zeitpunkt ist stets der umsatzsteuerli-
che Zeitpunkt der Ausführung der Lieferung oder sonstigen Leistung (§ 13b Abs. 7 Satz 4 UStG).
Der Zeitpunkt des Vertragsabschlusses, des Übergangs des zivilrechtlichen Eigentums oder der
Beginn der Ausführung einer sonstigen Leistung sind insoweit unerheblich.

Amtliches Bescheinigungsverfahren
Kann durch den Leistungsempfänger die Ansässigkeit des Leistenden nicht sicher bestimmt
werden, so kommt in den entsprechenden Anwendungsfällen nur dann kein Übergang der
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Steuerschuldnerschaft auf den Leistungsempfänger zur Anwendung, wenn der leistende Un-
ternehmer seine Ansässigkeit im Inland mittels amtlicher Bescheinigung nachweist (§ 13b
Abs. 7 Satz 5 UStG).

Praxistipp
Bestehen erkennbare Zweifel daran, dass der leistende Unternehmer im Inland ansässig
ist, sollte der Leistungsempfänger darauf bestehen, dass der Leistende eine von seinem Fi-
nanzamt ausgestellte „Ansässigkeitsbescheinigung” nach dem Muster „USt 1 TS 63” vor-
legt.
Ist dies nicht möglich, sollte das Reverse-Charge-Verfahren angewendet werden. Die reine
Vorlage einer Rechnung, die unter Verwendung eine deutschen Steuernummer ausgestellt
wurde, führt dann nicht zur Anwendung des allgemeinen Besteuerungsverfahrens, wenn
der leistende Unternehmer tatsächlich nicht im Inland ansässig ist.

III. Mögliche Erweiterung des Anwendungsbereiches durch Rechts-
verordnung
Vor dem Hintergrund, dass das Reverse-Charge-Verfahren grds. einer Vermeidung von Steuer-
hinterziehungen dienen soll, wurde mit Wirkung zum 1. 1. 2015 in § 13b Abs. 10 UStG ein nach
Art. 199b MwStSystRL möglicher Schnellreaktionsmechanismus eingeführt. Diese Regelung er-
möglicht es dem deutschen Gesetzgeber nunmehr, den Anwendungsbereich des Reverse-Char-
ge-Verfahrens im Wege der Rechtsverordnung zu erweitern.

Hierdurch besteht die Handhabe, kurzfristig und schnell gesetzgeberisch auf Umsätze reagie-
ren zu können, die unter Verdacht stehen oder über die bereits Hinweise vorliegen, mit Steuer-
hinterziehungen in Verbindung zu stehen. Der bis dahin nach Art. 395 MwStSystRL zwingend
notwendige Antrag auf Abweichungsmöglichkeit vom Unionsrecht sowie die einstimmige Er-
mächtigung durch den Rat der Europäischen Union sind in dieser Form nicht mehr erforderlich,
um die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers fallbezogen in ihrer Anwendung aus-
zudehnen. Unter den Voraussetzungen des § 13b Abs. 10 Satz 2 Nr. 1-3 UStG kann fortan eine
Rechtsverordnung unter Ermächtigung des Rats der Europäischen Union in nationales Recht
umgesetzt werden.

Einstweilen frei

C. Know-how

I. Checklisten und Übersichten

Regelungen zur Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens in anderen EU-
Mitgliedstaaten
Die Regelungen zum Reverse-Charge-Verfahren basieren auf Art. 196 MwStSystRL, sind jedoch
nur in Teilbereichen innerhalb der EU vereinheitlicht. So ist beispielsweise der Umfang der vom
Reverse-Charge-Verfahren erfassten Lieferungen und Leistungen in den einzelnen EU-Mitglied-

63 BMF, Schreiben vom 10. 12. 2013 - S 7279, BStBl 2013 I S. 1623[XAAAE-51733].

Grundlagen vom 16.02.2016 - NWB DokID [YAAAE-26319] 47
© NWB Verlag. Das Dokument darf ausschließlich im vertraglich vereinbarten Rahmen und in den Grenzen des Urheberrechts genutzt werden. Die Veröffentlichung im Internet ist nicht gestattet.

169

170-179

180



staaten unterschiedlich geregelt. Darüber hinaus werden auch an die Person des Leistungs-
empfängers unterschiedliche Anforderungen gestellt.

Einen ersten Überblick über die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens in anderen EU-
Mitgliedstaaten geben die Tabellen der Industrie- und Handelskammer Köln.

„Reverse-Charge-Verfahren – Regelungen zur Steuerschuldumkehr in Europa” (MS-Excel)

Bauleistungen - Kataloge von Abgrenzungsfällen und Prüfschema für § 13b
UStG zur Umkehr der Steuerschuldnerschaft
Berücksichtigt sind in der Arbeitshilfe bereits die Änderungen mit Wirkung zum 1. 10. 2014
durch das KroatienAnpG sowie das BMF-Schreiben vom 26. 9. 2014 - IV D 3 - S 7279/14/10002.

Meurer, Kataloge von Abgrenzungsfällen und Prüfschema für § 13b UStG

Einstweilen frei

II. Formulare und Vordrucke
Formulare: Umsatzsteuer – Sonstige Vordrucke [DAAAC-72940]:

>Unverbindliche Zolltarifauskunft ,
>Vordruck USt 1 TG (Nachweis zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bei der

Reinigung von Gebäuden und Gebäudeteilen),
>Vordruck USt 1 TS (Bescheinigung über die Ansässigkeit im Inland nach § 13b Abs. 7 Satz 4

UStG64.

Einstweilen frei

III. Mandanten-Merkblatt
Mandanten-Merkblatt: Rechnungen und Vorsteuerabzug

64 Stand gemäß gemäß BMF, Schreiben vom 10. 12. 2013 - S 7279, BStBl 2013 I S. 1623[XAAAE-51733].
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